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A B K Ü R Z U N G S V E R Z E I C H N I S 

 
Abs     Absatz 

BVergG    Bundesvergabegesetz 2018 

bzw.     beziehungsweise 

etc.     et cetera 

iVm     in Verbindung mit 

K-KStR     Klagenfurter Stadtrecht 1998 

Landeshauptstadt   Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee 

leg cit     legis citatae 

MZL     Magistratszahl 

[sic!]     sic erat scriptum – so stand es geschrieben 
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Kurzfassung 

Der Stadtrechnungshof hatte im Auftrag des Gemeinderates die Auftragsvergaben der 

Landeshauptstadt an externe Unternehmen zur Bereitstellung von mobilen Sanitäranlagen bei den 

Klagenfurter Märkten in den Jahren 2023 bis 2025 zu überprüfen. 

Aufgrund des finanziellen Umfangs und der getroffenen Feststellungen bildeten die 

Beschaffungsvorgänge im Rahmen der Christkindl- und Silvestermärkte einen wesentlichen 

Berichtsschwerpunkt. 

Die Prüfung zeigte Mängel in mehreren Phasen der gegenständlichen Beschaffungsprozesse auf, aus 

denen der Stadtrechnungshof 17 Empfehlungen zur nachhaltigen Verbesserung ableitete. 

Als öffentliche Auftraggeberin hatte die Landeshauptstadt sowohl die Bestimmungen des 

Bundesvergabegesetzes 2018 einzuhalten, als auch interne Vorgaben, insbesondere jene des 

Beschaffungshandbuches als wesentliche Grundlage des städtischen Beschaffungsprozesses, 

anzuwenden. 

Bei den geprüften Beschaffungsvorgängen waren die dem Stadtrechnungshof zur Verfügung gestellten 

Unterlagen auf zahlreiche E-Mail-Korrespondenzen verteilt. Daraus ließen sich weder der 

vorgeschriebene Ablauf des Beschaffungsprozesses noch die Grundlagen der getroffenen 

Entscheidungen entsprechend den internen Vorgaben nachvollziehen. 

Eine ordnungsgemäße Vergabedokumentation hat zeitnah und nachvollziehbar festzuhalten, welche 

Prüfungen vor der Vergabe durchgeführt wurden und welche Gründe für die jeweilige Entscheidung 

maßgeblich waren. 

Nicht dokumentierte Auftragswertermittlung und Eignungsprüfung 

Bei den geprüften Beschaffungsvorgängen fehlte eine nachvollziehbare Dokumentation der gesetzlich 

verpflichteten Ermittlung des geschätzten Auftragswertes, obwohl dieser die Grundlage für die Wahl 

des anzuwendenden Vergabeverfahrens bildete. 

Gemäß Bundesvergabegesetz 2018 muss die Eignung eines Unternehmens spätestens zum Zeitpunkt 

der Zuschlagserteilung vorliegen. Das Beschaffungshandbuch sieht hierfür Lieferantenlisten 

beziehungsweise Lieferantenselbstauskünfte vor und verlangt die Beauftragung befugter, 
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leistungsfähiger und zuverlässiger Unternehmen. Mangels entsprechender Unterlagen war für den 

Stadtrechnungshof nicht nachvollziehbar, ob und in welcher Weise die Eignung der beauftragten 

Unternehmen geprüft wurde. 

Als kritisch zu beurteilen war in diesem Zusammenhang, dass das im Jahr 2023 beauftragte 

Unternehmen zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung nicht über die erforderliche 

Gewerbeberechtigung verfügte. 

Unzureichende Leistungsbeschreibung 

Die Angebotseinholung der Landeshauptstadt enthielt im Jahr 2023 nur wenige Angaben zur konkret 

erwarteten Leistung. Im Jahr 2024 war der Detaillierungsgrad nochmals geringer als im Vorjahr. Ein 

angefragtes Unternehmen forderte deshalb wiederholt ergänzende Informationen an und wies darauf 

hin, andernfalls kein seriöses Angebot legen zu können. 

Nicht dokumentierte Angebotsbewertung und Kostenverdoppelung 

Bei den geprüften Beschaffungsvorgängen waren die Angebotsbewertungen nicht nachvollziehbar 

dokumentiert. Wesentliche wirtschaftliche Parameter wurden weder ausreichend erhoben noch 

bewertet. Dies betraf insbesondere das dem Auftragnehmer in den Jahren 2023 und 2024 eingeräumte 

Recht, die Entgelte für die Benützung der Sanitäranlagen zu vereinnahmen, ohne die Nutzerzahlen und 

die daraus erzielten Einnahmen gegenüber der Landeshauptstadt offenlegen zu müssen. 

Damit fehlten der Landeshauptstadt wesentliche Informationen, um die Wirtschaftlichkeit der 

Auftragsvergaben sowie die Angemessenheit und Plausibilität von Angebotspreisen beurteilen zu 

können. Die wirtschaftliche Relevanz der Benützungsentgelte zeigte sich insbesondere daran, dass das 

im Jahr 2025 beauftragte Unternehmen aus diesem Titel rund EUR 15.000,00 an die Landeshauptstadt 

abführte. 

Der Stadtrechnungshof kritisierte zudem, dass sich der Angebotspreis desselben Auftragnehmers bei 

identem Leistungsumfang von 2023 auf 2024 nahezu verdoppelte. Zugleich erhöhte der 

Auftragnehmer das Benützungsentgelt um 100 %, welches nicht an die Landeshauptstadt abzuführen 

war. Konkrete Entscheidungsgrundlagen im Rahmen einer Plausibilitätsprüfung der geprüften Stelle 

waren nicht dokumentiert. 
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Formwidrige Beauftragungen und vorzeitige Zahlungen 

Nach dem Beschaffungshandbuch waren telefonische Bestellungen bis netto EUR 2.000,00 und 

Bestellungen per E-Mail bis netto EUR 10.000,00 zulässig. Obwohl die Auftragssummen jeweils deutlich 

über netto EUR 10.000,00 lagen, erfolgten die Auftragserteilungen in den Jahren 2023 und 2024 per  

E-Mail und 2025 telefonisch. 

In den Jahren 2023 und 2024 wurden die vereinbarten Entgelte von der Landeshauptstadt bereits 

mehrere Wochen vor Ende des Leistungszeitraumes vollständig bezahlt. 

Der Stadtrechnungshof beurteilte die vollständige Vorauszahlung und das damit verbundene 

Vorleistungs- und Ausfallrisiko kritisch. 

Offene Fragen aus nachgereichten Unterlagen 

Erst nach abgeschlossener Prüfung übermittelte die geprüfte Stelle dem Stadtrechnungshof 

Unterlagen, aus denen hervorging, dass im Jahr 2023 bereits vorliegende Angebote in einer Sitzung mit 

mehreren Marktfieranten, städtischen Bediensteten sowie Mitarbeitern des Stadtmarketings 

präsentiert und von den Anwesenden als zu teuer beurteilt worden seien. An der Sitzung nahm auch 

eine wirtschaftlich mit der späteren Auftragnehmerin verbundene Person teil. Die spätere 

Auftragnehmerin sei erst danach zur Legung eines Angebotes kontaktiert und dieses – wiederum nach 

Rücksprache mit den Marktfieranten – ausgewählt worden. 

Da diese Umstände erstmals nach Abschluss der Prüfung bekannt wurden, konnten sie vom 

Stadtrechnungshof nicht mehr näher erhoben und geprüft werden. Es wird jedoch darauf hingewiesen, 

dass die Informationen aus den übermittelten Unterlagen erhebliche Fragen zur Einhaltung interner 

Vertraulichkeitsvorgaben sowie zur Wahrung der Gleichbehandlung aller Bieter und eines lauteren 

Wettbewerbs nach dem Bundesvergabegesetz aufwarfen. 

Fehlendes magistratsweites Compliance-Regelwerk 

Für den gesamten Magistrat der Landeshauptstadt bestand im Prüfungszeitraum kein formales  

Compliance-Regelwerk. Der Stadtrechnungshof erachtete daher die Ausarbeitung und magistratsweite 

Implementierung eines verbindlichen Compliance-Regelwerkes als erforderlich, um die 

Rechtssicherheit und Nachvollziehbarkeit von Verwaltungsentscheidungen zu stärken, Risiken 
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vorzubeugen und das Vertrauen in einen ordnungsgemäßen, wirtschaftlichen und transparenten 

Einsatz öffentlicher Mittel zu fördern. 

Nicht umgesetzte organisatorische Änderung 

Auf Grundlage eines extern erarbeiteten Märkte-Leitbildes sollte das Marktmanagement wegen des 

Spannungsfeldes zwischen behördlicher Aufsicht und Serviceorientierung in der Abteilung Präsidium 

etabliert werden. Eine diesbezüglich im Juli 2023 vom Stadtsenat beschlossene organisatorische 

Änderung wurde bislang nicht umgesetzt. 
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Einleitung 

Der Stadtrechnungshof hat die gegenständliche Prüfung mit der gebotenen Sorgfalt und 

Unabhängigkeit auf Basis einer kritischen Grundhaltung durchgeführt. 

Aufgezeigte Defizite lassen keinen grundsätzlichen Schluss auf eine mangelhafte Arbeit der geprüften 

Stelle zu, vielmehr sollen die Feststellungen und Empfehlungen des Stadtrechnungshofes positiv zur 

kontinuierlichen Weiterentwicklung der Organisation, insbesondere nach den Grundsätzen der 

Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit beitragen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Feststellungen und Empfehlungen auf den zum Zeitpunkt der 

Prüfung vorliegenden und dem Stadtrechnungshof zur Verfügung gestellten Informationen und 

Unterlagen beruhen, für deren Richtigkeit, Vollständigkeit oder Qualität keine Gewähr übernommen 

wird. 

Der Stadtrechnungshof übernimmt keine Verantwortung für Sachverhalte, die ihm während der 

Prüfung nicht bekannt waren. Änderungen oder zusätzliche Informationen, die nach Abschluss der 

Prüfung bekannt werden, können zu abweichenden Beurteilungen führen. 

Im Bericht verwendete geschlechterspezifische Bezeichnungen gelten gleichermaßen für alle 

Geschlechter. 
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1 Prüfungsauftrag 

Gemäß § 89 Abs 1 K-KStR ist es die Aufgabe des Stadtrechnungshofes, die Gebarung der 

Landeshauptstadt auf ihre ziffernmäßige Richtigkeit, Zweckmäßigkeit, Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit 

und Übereinstimmung mit den bestehenden Rechtsvorschriften zu überprüfen. 

Gemäß § 90 Abs 2 K-KStR darf der Stadtrechnungshof Überprüfungen im Sinne des § 89 Abs 1 von Amts 

wegen durchführen, er hat diese durchzuführen, wenn dies […] der Gemeinderat verlangt. 

Mit Beschluss des Gemeinderates vom 21. Oktober 2025 wurde der Stadtrechnungshof gemäß 

§ 90 Abs 2 K-KStR beauftragt, die Vergabe für die Bereitstellung der WC-Container in den Jahren 2023 

bis 2025 bei den Klagenfurter Märkten auf deren Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und 

Ordnungsmäßigkeit zu überprüfen. 

1.1 Prüfungsgegenstand und -zeitraum 

Der Prüfungsgegenstand umfasste die Auftragsvergaben der Landeshauptstadt an externe 

Unternehmen zur Bereitstellung von mobilen Sanitäranlagen bei nachfolgenden Klagenfurter Märkten: 

 Waidmannsdorfer Wochenmarkt 

 Ostermarkt 

 Christkindl- und Silvestermarkt 

Der Prüfungszeitraum bezog sich auf die Jahre 2023 bis 2025. 

1.2 Geprüfte Stelle 

Auf Grundlage der Geschäftseinteilung des Magistrates der Landeshauptstadt und des Produkt- und 

Leistungskataloges lag die fachliche Zuständigkeit bei der Marktverwaltung, welche organisatorisch der 

Abteilung Baurecht und Gewerberecht zugeordnet war. Als Ansprechpartner standen primär die 

jeweiligen Leitungen im geprüften Zeitraum zur Verfügung. 

1.3 Prüfungsunterlagen 

Gemäß § 90 Abs 4 K-KStR haben die der Überprüfung des Stadtrechnungshofes unterliegenden 

Einrichtungen dem Stadtrechnungshof alle verlangten Auskünfte zu erteilen und jedem Verlangen zu 

entsprechen, das der Stadtrechnungshof zum Zwecke der Durchführung der Überprüfung im Einzelfall 

stellt. Der Stadtrechnungshof ist insbesondere befugt, an Ort und Stelle in die mit der Gebarung im 
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Zusammenhang stehenden Rechnungsbücher, Rechnungsbelege und sonstigen Behelfe Einsicht zu 

nehmen und deren Übermittlung zu verlangen sowie Zugang zu automationsunterstützt gespeicherten 

Daten zu erhalten. 

Die vollständige und fristgerechte Vorlage prüfungsrelevanter Unterlagen ist für die Durchführbarkeit 

einer Prüfung unabdingbar und gewährleistet die notwendige Transparenz und öffentliche 

Nachvollziehbarkeit. 

Als Prüfungsunterlagen dienten im Wesentlichen folgende Quellen: 

• Stadtsenatsbeschlüsse 

• Stadtsenatsprotokolle 

• Unterlagen von der Abteilung Baurecht und Gewerberecht – Marktverwaltung 

• Unterlagen von der Abteilung Rechnungswesen – Gruppe Einkauf 

• Städtisches Rechnungswesenprogramm 

• Korrespondenz mit der geprüften Stelle 

Als Redaktionsschluss für die Berichtserstellung galt der 27. Juli 2026. 

Am 24. August 2026 übermittelte die geprüfte Stelle im Zuge ihrer Stellungnahme zum Rohbericht des 

Stadtrechnungshofes nachträglich folgende Unterlagen: 

 Angebot eines Unternehmens für den Christkindl- und Silvestermarkt im Jahr 2025 

 Schreiben der Marktverwaltung an die Mitglieder des Stadtsenates vom 9. Oktober 2025 

 Anwesenheitsliste „2. Arbeitssitzung Christkindlmarkt 2023“ 

Aufgrund der bereits abgeschlossenen Prüfung war eine inhaltliche Überprüfung dieser nachträglich 

vorgelegten Unterlagen durch den Stadtrechnungshof nicht mehr möglich. 
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2 Gesetzliche Grundlagen 

Für die prüfungsgegenständlichen Vergaben war das Bundesvergabegesetz 2018 (BVergG) als 

gesetzliche Grundlage anzuwenden. 

Das BVergG regelt insbesondere die Beschaffung von Leistungen im öffentlichen Bereich, somit die 

Vergabe von öffentlichen Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträgen. 

Die Landeshauptstadt gilt als öffentliche Auftraggeberin im Sinne dieses Gesetzes. 

Gemäß § 31 leg cit hat die Vergabe von Aufträgen über Leistungen im Wege eines offenen Verfahrens, 

eines nicht offenen Verfahrens, eines Verhandlungsverfahrens, einer Rahmenvereinbarung, eines 

dynamischen Beschaffungssystems, eines wettbewerblichen Dialoges, einer Innovationspartnerschaft, 

einer Direktvergabe oder einer Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung zu erfolgen. 

Bei der Direktvergabe wird eine Leistung, gegebenenfalls nach Einholung von Angeboten oder 

unverbindlichen Preisauskünften von einem oder mehreren Unternehmern, formfrei von einem 

ausgewählten geeigneten Unternehmer gegen Entgelt bezogen, wobei diese Art der Vergabe bei Liefer- 

und Dienstleistungsaufträgen ausschließlich zulässig ist, wenn der geschätzte Auftragswert den 

gesetzlich vorgegebenen Betrag nicht erreicht (§§ 31 iVm 46 BVergG). 

Im prüfungsrelevanten Zeitraum lag der Schwellenwert für Dienstleistungsaufträge kurzfristig bei netto 

EUR 50.000,00, in weiterer Folge bei EUR 100.000,00 und letztendlich bei EUR 143.000,00. 

Unabhängig vom geschätzten Auftragswert muss die Eignung des erfolgreichen Bieters spätestens zum 

Zeitpunkt des Zuschlages vorliegen. Die bei der Durchführung einer Direktvergabe gegebenenfalls 

eingeholten Angebote oder unverbindlichen Preisauskünfte sind entsprechend zu dokumentieren. Der 

öffentliche Auftraggeber hat überdies den Gegenstand und Wert des vergebenen Auftrages, den 

Namen des Auftragnehmers sowie, sofern der Dokumentationsaufwand wirtschaftlich vertretbar ist, 

die Prüfung der Preisangemessenheit zu dokumentieren (§ 46 BVergG). 

Gemäß § 20 leg cit sind Vergabeverfahren unter Beachtung der Grundsätze, wie insbesondere der 

Gleichbehandlung aller Bewerber und Bieter, der Nichtdiskriminierung, der Verhältnismäßigkeit, der 

Transparenz sowie des freien und lauteren Wettbewerbes und unter Wahrung des Grundsatzes der 
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Wirtschaftlichkeit durchzuführen. Die Vergabe hat an befugte, leistungsfähige und zuverlässige 

(geeignete) Unternehmer zu angemessenen Preisen zu erfolgen. 

2.1 Stellungnahme der geprüften Stelle zum Rohbericht – Kapitel 2 

Zu den Ausführungen in Punkt 2 Abs 7 – „[…] Die bei der Durchführung einer Direktvergabe 

gegebenenfalls eingeholten Angebote oder unverbindlichen Preisauskünfte sind entsprechend zu 

dokumentieren. […]“ – gab die geprüfte Stelle folgende Stellungnahme ab: 

Die Dokumentation hat nachweislich elektronisch stattgefunden und wurde dem SRH zur 

Prüfung übermittelt. Die Dienstanweisungen des ehemaligen Magistratsdirektors vom 

25.05.2022 bzw. 24.04.2023 waren zum Zeitpunkt der Vergaben im Intranet bei der 

chronologischen Auflistung von Dienstanweisungen nicht enthalten, wohl aber das 

Beschaffungshandbuch 2023. Im Beschaffungshandbuch 2023 war allerdings das Kapitel 7 

„Dokumentation“ nicht enthalten. Für die geprüften Stelle [sic!] ist die vom SRH geübte Kritik 

daher nicht nachvollziehbar. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Bei der von der geprüften Stelle angeführten Textstelle handelt es sich um ein wörtliches 

Gesetzeszitat1. Die Textstelle enthält dementsprechend keine vom Stadtrechnungshof geübte Kritik an 

der konkreten Dokumentation der prüfungsgegenständlichen Vergaben. Eine Änderung im Bericht war 

daher nicht erforderlich. 

 

  

 
1 In der im Prüfungszeitraum geltenden Fassung des BVergG 2018 findet sich diese Norm in § 46 Abs 4. Mit Inkrafttreten 
des Vergaberechtsgesetzes 2026, BGBl. I Nr. 8/2026 wurde ein neuer Abs 4 eingefügt und die bisher in Abs 4 enthaltene 
Dokumentationspflicht inhaltlich erweitert in Abs 5 übernommen. 
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3 Verwaltungsinterne Vorgaben 

Im Wesentlichen war für die prüfungsgegenständlichen Vergaben das Beschaffungshandbuch als 

interne Richtlinie anzuwenden. 

Dem Beschaffungshandbuch und dem zugrunde liegenden fünfstufigen Beschaffungsprozess wurde 

erstmalig am 9. Juli 2019 vom Stadtsenat die Zustimmung erteilt. Der zugehörige Antrag verwies 

darauf, dass der Prozess in Verbindung mit Informationsveranstaltungen stufenweise in den einzelnen 

Abteilungen ausgerollt werden sollte. 

Zweck des Beschaffungshandbuches war das Festschreiben der grundlegenden Ziele und Strategien für 

die Fremdleistungsbedarfsdeckung in der Landeshauptstadt, um damit einerseits die Einhaltung der 

gesetzlichen Grundlagen und andererseits den größtmöglichen Beitrag zu einem sparsamen, 

zweckmäßigen und wirtschaftlichen Umgang mit budgetären Mitteln gewährleisten zu können. 

Das Beschaffungshandbuch regelte als verwaltungsinterne Richtlinie die Organisation und Abwicklung 

des Beschaffungsprozesses und diente dazu, die Rechtssicherheit bei Vergabeverfahren zu 

gewährleisten. 

Für den prüfungsrelevanten Zeitraum wurde mit Dienstanweisungen des Magistratsdirektors vom 

25. Mai 2022 bzw. 24. April 2023 die verbindliche Anwendung des Beschaffungshandbuches für 

sämtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Landeshauptstadt angeordnet. Die 

Dienstanweisungen wurden den Abteilungsleitungen am 1. Juni 2022 bzw. 24. April 2023 durch die 

Magistratsdirektion übermittelt. 

Darüber hinaus war das Beschaffungshandbuch laut Auskunft der Gruppe Einkauf in seiner jeweils 

gültigen Fassung seit 2019 im Intranet der Landeshauptstadt für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

abrufbar. 

Das im prüfungsrelevanten Zeitraum geltende Handbuch enthielt insbesondere Regelungen zu 

Kompetenzen, Verantwortlichkeiten, Abläufen, Aufgaben und Dokumentationserfordernissen im 

Beschaffungsprozess um eine einheitliche, effiziente und allgemein gültige Vorgehensweise 

sicherzustellen. 
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Die Verantwortung für die Implementierung eines entsprechenden Beschaffungsprozesses in der 

jeweiligen Verwaltungsorganisation lag laut Richtlinie bei den einzelnen Abteilungs-, Stabs- und 

Dienststellenleitern. 

3.1 Beschaffungsgrundsätze 

Im Beschaffungshandbuch der Landeshauptstadt waren unter Punkt 5.2 unter anderem nachstehende 

Grundsätze ausformuliert: 

 Am Beschaffungsmarkt werden die Lieferanten und Dienstleister nach objektiven und 

nachvollziehbaren Kriterien ausgewählt. Die Bewertung der Liefer- und Leistungsperformance 

hat auf Basis transparenter Kriterien zu erfolgen. 

 Beschaffungen haben insbesondere unter Beachtung des Diskriminierungsverbotes 

entsprechend den Grundsätzen des freien und lauteren Wettbewerbes und der 

Gleichbehandlung aller Bewerber und Bieter an befugte, leistungsfähige und zuverlässige 

Unternehmen zu angemessenen Preisen zu erfolgen. 

3.2 Wertgrenzen 

Im Beschaffungshandbuch war unter Punkt 5.4 unter anderem ausformuliert: 

Bis zu einem Auftragswert von weniger als netto EUR 10.000,00 werden Beschaffungsvorgänge vom 

Bedarfsträger selbst durchgeführt, wobei dieser zu entscheiden hat, ob ein einfacher Preisvergleich 

erforderlich oder auch ohne Preisvergleich sichergestellt ist, dass das Angebot des gewählten Anbieters 

marktgerecht ist. Eine entsprechende Dokumentation des Beschaffungsvorgangs ist vom Bedarfsträger 

sicherzustellen. 

Bei Beschaffungsvorgängen, deren Auftragswert zwischen netto EUR 10.000,00 und jenem 

Schwellenwert liegt, der noch eine Direktvergabe gemäß BVergG zulässt, hat der Bedarfsträger, wenn 

möglich, zumindest drei vergleichbare schriftliche Angebote einzuholen. Auch hier liegt die 

Dokumentation des gesamten Beschaffungsvorgangs im Verantwortungsbereich des Bedarfsträgers 

und wird vom Beschaffungshandbuch hierfür die Verwendung des im Intranet hinterlegten 

Einkaufsvermerks empfohlen. 

Vor Durchführung eines Beschaffungsprozesses mit einem Auftragswert von mindestens netto 

EUR 50.000,00 ist immer ein Stadtsenatsbeschluss notwendig, auch wenn die finanziellen Mittel für die 
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zu beschaffenden Leistungen bereits im Budget vorgesehen sind. Der Stadtsenatsantrag bedarf laut 

Beschaffungshandbuch eines unterschriebenen „Vorher zur Einsicht“ - Vermerks der Gruppe Einkauf. 

3.3 Auftragsworkflow 

Im Beschaffungshandbuch war unter Punkt 5.5 unter anderem ausformuliert: 

Für sämtliche Beauftragungen ist vor Durchführung einer externen Beauftragung ein Auftragsworkflow 

durch den Kreditvormerkführer oder eine andere dazu ermächtigte Person zu starten. Dieser ist in 

weiterer Folge durch den dazu befugten Gruppen-, Dienststellen-, Abteilungs- oder Stabsstellenleiter 

freizugeben. Darüber hinaus hat auch die Gruppe Einkauf den Workflow ab einem Auftragswert von 

netto EUR 10.000,00 freizugeben. 

Bei Beschaffungen über netto EUR 10.000,00 sind diesem Auftragsworkflow im Laufe des 

Beschaffungsprozesses alle notwendigen Anträge und Beschlüsse, eingeholte Angebote, die finale 

Angebotsbewertung sowie die unterzeichnete Bestellung bzw. der unterzeichnete Vertrag 

anzuhängen. 

Auch bei Beschaffungen unter netto EUR 10.000,00 sind eingeholte Angebote bzw. sonstige Nachweise 

der Angemessenheit der Preise zu dokumentieren. 

Die Zielsetzung der Dokumentation ist die Erfüllung unternehmensinterner 

Dokumentationsanforderungen bezüglich des Beschaffungsvorgangs sowie die Erfüllung von 

Anforderungen der Revisionssicherheit. 

3.4 Der Beschaffungsprozess 

Der Beschaffungsprozess war im Beschaffungshandbuch unter Punkt 6 ausformuliert, von allen 

Bedarfsträgern einzuhalten und auf jegliche Beschaffungs- und Bestellvorgänge anzuwenden. Er 

gliederte sich in einen fünfstufigen Hauptprozess mit den in den nachfolgenden Punkten 

beschriebenen prüfungsrelevanten Teilprozessen. 

3.4.1 Ermittlung des Auftragswertes 

Zur Ermittlung des Auftragswertes war im Beschaffungshandbuch unter anderem wie folgt ausgeführt: 
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Da die Stadt Klagenfurt als öffentliche Auftraggeberin im Sinne des BVergG zu verstehen ist, ist eine 

Ermittlung des Auftragswertes vor Durchführung weiterer Prozessschritte des Beschaffungsprozesses 

unbedingt notwendig. Der Auftragswert ist in weiterer Folge dafür entscheidend, welche Verfahrensart 

im Beschaffungsverfahren gewählt werden kann/muss. 

Die Ermittlung des Auftragswertes (exklusive Umsatzsteuer) hat durch eine sorgfältige Schätzung nach 

Erfahrungswerten, Preisvergleichen im Internet oder mittels Katalogen, auf Basis allfälliger 

Altangebote, schriftlich vorliegenden Lieferanteninformationen oder auch Sachverständigengutachten 

für sämtliche Lose, Optionen und auch Vertragsverlängerungen zu erfolgen. 

Eine entsprechende schriftliche Dokumentation der Schätzung des Auftragswertes ist unbedingt 

erforderlich. 

3.4.2 Lieferantenmarktanalyse 

Zur Lieferantenmarktanalyse war im Beschaffungshandbuch unter anderem wie folgt ausgeführt: 

In der Lieferantenmarktanalyse erfolgt die Sammlung und Auflistung bestehender Lieferanten sowie 

das Identifizieren potenzieller, neuer Anbieter, welche für das jeweilige Vorhaben in Frage kommen. 

Ziel ist die Erstellung einer Lieferantenliste für die weiteren Prozessschritte. Verantwortlich hierfür ist 

der Fachexperte für die jeweilige Warengruppe. 

Optional kann bei neuen Lieferanten eine Lieferantenselbstauskunft eingeholt werden. Dies kann 

entweder im Rahmen dieses Prozessschrittes oder im Zuge des Ausschreibungsverfahrens erfolgen. 

Die Lieferantenselbstauskunft dient der Einschätzung des Lieferanten durch Nennung allgemeiner 

Informationen, Rechtsform, Umsatz, Anzahl der Mitarbeiter, Kompetenzen und Referenzen, etc. 

3.4.3 Festlegung der Zuschlagskriterien 

Zur Festlegung der Zuschlagskriterien war im Beschaffungshandbuch unter anderem wie folgt 

ausgeführt: 

Bei den Zuschlagskriterien gibt es zwei Konzepte: 

 Billigstbieter (niedrigster Preis) 

 Bestbieter (technisch und wirtschaftlich günstigstes Angebot) 
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Bei einem Auftragswert, der unter dem entsprechenden Schwellenwert, der noch eine Direktvergabe 

zulässt, liegt, legt der Bedarfsträger, erforderlichenfalls gemeinsam mit dem Fachexperten, die 

Zuschlagskriterien fest. 

3.4.4 Ausschreibung bzw. Preisanfrage 

Zur Ausschreibung bzw. Preisanfrage war im Beschaffungshandbuch unter anderem wie folgt 

ausgeführt: 

In diesem Teilprozessschritt werden die Ausschreibungsunterlagen bzw. die Unterlagen für die 

Preisanfrage erstellt und versendet. Ziel bei standardisierten Produkten ab einem Auftragswert von 

netto EUR 10.000,00 muss es dabei sein, wenn möglich, zumindest drei vergleichbare Angebote zu 

erhalten. 

Gemäß BVergG ist der Auftragswert entscheidend dafür, welche Verfahrensarten erlaubt sind. 

Die Vergabe von Aufträgen auf Basis eingeholter Angebote kann unter Einhaltung der Grundsätze der 

Auftragsvergabe gemäß BVergG (unter anderem Bietergleichbehandlung, Transparenz) und den 

Vorgaben der Stadt (Stadtsenat) bis zum Erreichen der Schwellenwerte für die Direktvergabe erfolgen. 

Wer für die Angebotseinholung verantwortlich ist, hängt vom Auftragswert ab. 

3.4.5 Angebotsbewertung 

Zur Angebotsbewertung war im Beschaffungshandbuch unter anderem wie folgt ausgeführt: 

Auf Basis der zuvor festgelegten Zuschlagskriterien ist eine Bewertung der erhaltenen Angebote 

durchzuführen. 

Bei einem Auftragswert, der unter dem Schwellenwert, der noch eine Direktvergabe zulässt, liegt, 

erfolgt die komplette Bewertung durch den Bedarfsträger selbst. Ergebnis dieses Prozessschrittes ist 

eine durchgeführte Angebotsbewertung, welche entsprechend zu dokumentieren ist. Auf dieser 

Bewertung aufbauend wird der Best-/Billigstbieter bzw. eine Lieferanten-Short-List ermittelt, von 

welcher in weiterer Folge die angeführten Lieferanten auch zu den Verhandlungen eingeladen werden, 

soweit dies im gewählten Vergabeverfahren erlaubt ist. 

3.4.6 Verhandlungen 

Zu den Verhandlungen war im Beschaffungshandbuch unter anderem wie folgt ausgeführt: 
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Ziel dieses Teilprozessschrittes ist die Vorbereitung und Durchführung von Preis- und 

Vertragsverhandlungen. Generell ist festzuhalten, dass Verhandlungen nur bei der Durchführung eines 

Direktvergabeverfahrens und bei Verhandlungsverfahren mit bzw. ohne Bekanntmachung erlaubt 

sind. Das Ergebnis der Verhandlungen ist in einem Verhandlungsprotokoll festzuhalten. 

Zielsetzung der Verhandlung ist die Erreichung des bestmöglichen und günstigsten Angebotes im 

Preis/Leistungsverhältnis für die Stadt Klagenfurt im Vergleich zu den anderen Angeboten 

(Bestbieterprinzip). Die Verhandlung und die Vergabeentscheidung müssen objektiv, nachvollziehbar, 

begründbar und dokumentiert sein. 

Nach Abschluss der Verhandlungen ist die Angebotsbewertung zu aktualisieren, um so den Bestbieter 

zu ermitteln. 

3.4.7 Interne Vergabeentscheidung 

Zur internen Vergabeentscheidung war im Beschaffungshandbuch unter anderem wie folgt ausgeführt: 

Die Vergabeentscheidung erfolgt zugunsten jenes Lieferanten, dessen Angebot nach Bewertung der 

Zuschlagskriterien das beste Ergebnis erzielt hat. Das Ergebnis der Vergabeentscheidung ist 

entsprechend zu dokumentieren. Die Bewertung muss nachvollziehbar sein und somit auch für den Fall 

einer internen oder externen Prüfung standhalten. 

Verantwortlich für die Durchführung dieses Prozessschrittes ist der Bedarfsträger. 

3.4.8 Unterzeichnung des Vertrages 

Zur Vertragsunterzeichnung war im Beschaffungshandbuch unter anderem wie folgt ausgeführt: 

Die Unterzeichnung des Vertrages bzw. der Bestellung erfolgt seitens der Stadt Klagenfurt durch den 

Bedarfsträger und seine zeichnungsberechtigten Organe sowie durch den Lieferanten. 

Telefonische Bestellungen auf Basis eines vorliegenden Angebotes sind bis zu einem Betrag von netto 

EUR 2.000,00 möglich, Bestellungen per E-Mail auf Basis eines vorliegenden Angebotes bis zu einem 

Betrag von netto EUR 10.000,00. 
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Vom Lieferanten ist immer die Retournierung des gegengezeichneten Vertrages bzw. der 

gegengezeichneten Bestellung (Auftragsbestätigung) oder wenn die Bestellung per E-Mail erfolgt ist, 

eine Auftragsbestätigung per E-Mail einzufordern. 

Neben dem Beschaffungshandbuch regelt § 72 K-KStR zur Schriftform und Fertigung von Urkunden wie 

folgt: 

(1) Erklärungen, durch die sich die Stadt privatrechtlich verpflichtet, bedürfen – ausgenommen die 

Geschäfte der laufenden Verwaltung – zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform und der Fertigung 

durch den Bürgermeister oder den hierzu Berechtigten (§§ 69 Abs 3 und 81 Abs 1). 

(2) Schriftliche Ausfertigungen von Verträgen, denen ein Beschluss des Gemeinderates oder des 

Stadtsenates zu Grunde liegt, sind zu ihrer Rechtswirksamkeit vom Bürgermeister und von einem 

weiteren Mitglied des Stadtsenates zu fertigen und mit dem Stadtsiegel zu versehen. Der Beschluss ist 

in der Ausfertigung anzuführen; sie ist vom Magistratsdirektor mitzufertigen. 

3.4.9 Ethik im Einkauf 

Zur Ethik im Einkauf war im Beschaffungshandbuch unter anderem wie folgt ausgeführt: 

Es sind selbstverständlich nur Lieferanten auszuwählen, die ethische Standards und alle geltenden 

rechtlichen Bestimmungen einhalten. 

Der Kreis der Mitarbeiter, welcher inhaltliche Kenntnisse über laufende Vergabeprojekte hat, ist 

möglichst klein zu halten und auf die unmittelbar den Geschäftsfall bearbeitenden Mitarbeiter zu 

beschränken. Alle am Beschaffungsvorgang beteiligten Mitarbeiter sind angehalten, sämtliche 

Informationen vertraulich und ausschließlich zweckgewidmet zu behandeln. 

3.5 Stellungnahme der geprüften Stelle zum Rohbericht – Kapitel 3 

Zu den Ausführungen in Punkt 3 Abs 7 – „Das im prüfungsrelevanten Zeitraum geltende Handbuch 

enthielt insbesondere Regelungen zu Kompetenzen, Verantwortlichkeiten, Abläufen, Aufgaben und 

Dokumentationserfordernissen im Beschaffungsprozess um eine einheitliche, effiziente und allgemein 

gültige Vorgehensweise sicherzustellen.“ – gab die geprüfte Stelle folgende Stellungnahme ab: 

Die geprüfte Stelle hält fest, dass im Prüfungszeitraum keine Dokumentationsvorgaben im 

Beschaffungshandbuch bestanden haben. 



  

S T A D T R E C H N U N G S H O F  
Beschaffung mobiler Sanitäranlagen  21 

Die geprüfte Stelle hat alle relevanten Unterlagen vollständig und nachvollziehbar abgelegt, was 

als Dokumentation anzusehen ist, zumal hierfür keine konkreten Vorgaben bestanden. Erst die 

Version Juli 2026 des Beschaffungshandbuchs enthält ein Kapitel „Dokumentation“ mit 

konkreten Regelungen, weshalb diesbezügliche Vorhaltungen nicht sachgerecht erscheinen. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Der Stadtrechnungshof hält fest, dass die von der geprüften Stelle aufgegriffene Textstelle keine 

eigenständige Wertung des Stadtrechnungshofes enthielt, sondern die Zweckbestimmung des im 

Prüfungszeitraum geltenden Beschaffungshandbuches nahezu wörtlich wiedergab. 

Die Behauptung, im Prüfungszeitraum hätten keine konkreten Dokumentationsvorgaben bestanden, 

widerspricht eindeutig dem damaligen Inhalt des Handbuches. Bereits dieses verlangte die 

Dokumentation des gesamten Beschaffungsvorganges. Der Hinweis, ein eigenes Kapitel 

„Dokumentation“ sei erst im Juli 2026 aufgenommen worden, greift daher offenkundig zu kurz und 

verkennt, dass entsprechende Vorgaben bereits zuvor bei den einzelnen Prozessschritten geregelt 

waren. 
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4 Beschaffung mobiler Sanitäranlagen 

Laut Auskunft der Marktverwaltung vergab die Landeshauptstadt in den prüfungsrelevanten Jahren 

2023 bis 2025 im Zuge von Marktveranstaltungen sechs Aufträge zur Bereitstellung von mobilen 

Sanitäranlagen für folgende Märkte: 

 Waidmannsdorfer Wochenmarkt 

 Ostermarkt 

 Christkindl- und Silvestermarkt 

Bei weiteren Marktveranstaltungen seien entweder stationäre Sanitäranlagen zur Verfügung 

gestanden oder auf eine Bereitstellung verzichtet worden. 

Zur grundsätzlichen Vorgehensweise bei der Vergabe der Aufträge zur Bereitstellung von mobilen 

Sanitäranlagen, teilte die geprüfte Stelle wie folgt mit: 

In einem ersten Schritt hat die Marktverwaltung die Kriterien für die Dienstleistung erstellt und 

diese den potentiellen Anbietern per E-Mail mit dem Ersuchen um Erstellung eines Angebots 

übermittelt. Jene Firmen, von denen kein Angebot einlangte, wurden noch einmal schriftlich 

kontaktiert. Die eingelangten Angebote wurden dann gesichtet; Unklarheiten wurden durch 

ergänzende Rückfragen geklärt. Anschließend erfolgte eine Bewertung der erhaltenen Angebote 

und die Vorlage an die Abteilungsleitung samt Vorschlag für eine Entscheidung auf Basis des 

Billigstbieterprinzips. Die Vergabeentscheidung (Anbotsannahme) wurde dem ausgewählten 

Bieter bekanntgegeben; die übrigen Bieter erhielten eine entsprechende Absage. 

4.1 Waidmannsdorfer Wochenmarkt 

Der Waidmannsdorfer Wochenmarkt fand den Vorgaben der Marktordnung 2020 entsprechend jeden 

Mittwoch und Samstag in der Zeit von 6 Uhr bis 13 Uhr statt. 

Im prüfungsrelevanten Zeitraum ersuchte die Landeshauptstadt im Jahr 2025 im Rahmen einer 

Direktvergabe sechs Unternehmen um Angebotslegung für die Bereitstellung einer mobilen 

Toilettenkabine. Auf die Angebotsanfragen langten insgesamt vier vergleichbare Angebote ein, und 

wurde das billigste Angebot über brutto EUR 163,35 pro Monat von der Landeshauptstadt 

angenommen. 

In den Jahren 2023 und 2024 erfolgten keine entsprechenden Vergaben. 
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4.2 Ostermarkt am Neuen Platz 

Der Ostermarkt fand den Vorgaben der Marktordnung entsprechend, jeweils beginnend 17 Tage vor 

Karsamstag in der Kernzeit von 9 Uhr bis 17 Uhr statt. 

Mit Beschluss des Stadtsenates vom 7. März 2023 bzw. 5. März 2024 wurde festgelegt, beim 

Ostermarkt am Neuen Platz in den jeweiligen Jahren für die Marktdauer eine mobile Sanitäranlage zur 

Verfügung zu stellen. Im Jahr 2025 verzichtete die Landeshauptstadt darauf. 

Im prüfungsrelevanten Zeitraum lagen die Ausgaben der Landeshauptstadt für die Bereitstellung sowie 

die Reinigung von mobilen Sanitäranlagen durch ein externes Unternehmen insgesamt bei brutto 

EUR 8.650,34, welche sich wie folgt verteilten: 

 2023: EUR 5.047,94 

 2024: EUR 3.602,40 

Aus den zur Verfügung gestellten Unterlagen der geprüften Stelle zum gesamten Beschaffungsprozess 

für mobile Sanitäranlagen gingen nachstehende wesentliche Handlungsabläufe in den einzelnen Jahren 

hervor: 

4.2.1 Ostermarkt 2023 

Im Rahmen einer Direktvergabe ersuchte die Landeshauptstadt zwei Unternehmen um 

Angebotslegung für die Bereitstellung einer mobilen Sanitäranlage. Einer der angefragten Anbieter 

wies im Zuge der Angebotserstellung darauf hin, dass der An- und Abtransport des WC-Containers 

durch die Landeshauptstadt zu organisieren sei. In weiterer Folge wurde diesem Unternehmen mit 

einem Angebot über brutto EUR 2.400,00 schriftlich per E-Mail der Zuschlag erteilt. Die zusätzlichen 

Ausgaben der Landeshauptstadt für den oben angeführten An- und Abtransport lagen bei brutto 

EUR 666,68. 

Für die Vergabe der Reinigungsleistungen wurden durch die Dienststelle Hausverwaltung (Abteilung 

Facility Management) im Auftrag der Marktverwaltung zwei weitere Unternehmen zur Angebotslegung 

eingeladen. Beide Unternehmen legten Angebote vor, wobei der Zuschlag dem Billigstbieter mit brutto 

EUR 1.910,40 erteilt wurde. Die konkrete Form der Zuschlagserteilung bzw. Beauftragung war nicht 

dokumentiert. 
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Auf Nachfrage teilte die geprüfte Stelle mit, dass entsprechende Nachweise nicht mehr auffindbar 

seien. 

4.2.2 Ostermarkt 2024 

Im Rahmen einer Direktvergabe ersuchte die Landeshauptstadt drei Unternehmen um Angebotslegung 

für die Bereitstellung einer mobilen Sanitäranlage. Auf die Angebotsanfrage gingen zwei Angebote ein. 

Aus den zwei vergleichbaren Angeboten wurde dem Billigstbieter mit brutto 1.248,00 EUR per  

E-Mail der Zuschlag erteilt. 

Ein weiteres Unternehmen wurde von der Dienststelle Hausverwaltung (Abteilung Facility 

Management) im Auftrag der Marktverwaltung zur Unterbreitung eines Angebotes für die 

Reinigungsleistung kontaktiert und von diesem ein Angebot über brutto EUR 1.963,20 gelegt. Die 

Beauftragung der Leistung erfolgte per E-Mail. 

4.3 Christkindl- und Silvestermarkt am Neuen Platz 

Den Vorgaben der Marktordnung entsprechend fand der Christkindlmarkt von Samstag in der 

46. Kalenderwoche bis einschließlich 24. Dezember eines jeden Jahres täglich innerhalb der 

vorgegeben Rahmenzeit von 9 Uhr bis 23 Uhr2 sowie der Silvestermarkt vom 27. Dezember bis 

31. Dezember eines jeden Jahres täglich innerhalb der vorgegebenen Rahmenzeit von 9 Uhr bis 23 Uhr3 

statt. 

Mit Beschluss des Stadtsenates vom 24. Oktober 2023, 8. Oktober 2024 bzw. 28. Oktober 2025 wurde 

festgelegt, beim Christkindl- und Silvestermarkt am Neuen Platz für die Dauer des jeweiligen Marktes 

eine mobile Sanitäranlage zur Verfügung zu stellen. 

Laut geprüfter Stelle habe sich die Notwendigkeit daraus ergeben, dass bis einschließlich 2022 

WC-Container angemietet, diese aber nicht durchgehend betreut worden seien. Dies habe zu 

Beschwerden der Marktbeschicker und Marktbesucher aufgrund mangelnder Hygiene und Sauberkeit 

geführt. Um dieses Problem zu entschärfen, sei die WC-Betreuung ab dem Jahr 2023 mit einem 

erweiterten Leistungsumfang ausgeschrieben worden. 

 
2 Marktzeit am 24. Dezember: 09:00 Uhr bis 14:00 Uhr 
3 Marktzeit am 31. Dezember: 09:00 Uhr bis 01.00 Uhr 
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Im prüfungsrelevanten Zeitraum betrugen die Ausgaben der Landeshauptstadt für die Bereitstellung 

von mobilen Sanitäranlagen durch externe Unternehmen gesamt brutto EUR 78.126,35, welche sich 

jährlich wie folgt verteilten: 

 2023: EUR 18.000,00 

 2024: EUR 35.700,00 

 2025: EUR 24.426,35 

Aus den zur Verfügung gestellten Unterlagen der geprüften Stelle zum gesamten Beschaffungsprozess 

für mobile Sanitäranlagen gingen nachstehende wesentliche Handlungsabläufe in den einzelnen Jahren 

hervor: 

4.3.1 Christkindl- und Silvestermarkt 2023 

Im Rahmen einer Direktvergabe ersuchte die Landeshauptstadt zunächst sieben Unternehmen um 

Angebotslegung mit folgendem Inhalt: Anlieferung, Abholung und dauerhafte Reinigung von zwei 

Sanitärcontainern am Neuen Platz. Die Reinigungsleistung sollte die täglich dauerhafte Anwesenheit 

einer Reinigungskraft während der Betriebszeiten umfassen. Der Leistungszeitraum erstreckte sich 

vom 18. November bis 24. Dezember 2023, sowie vom 27. bis 31. Dezember 2023. 

Darüber hinaus wurde die Frage an die potenziellen Auftragnehmer herangetragen, ob ein 

eigenwirtschaftlicher Betrieb der Sanitäranlagen durch den Dienstleister – finanziert durch die 

Vereinnahmung der Benützungsentgelte – grundsätzlich möglich wäre. 

Auf diese Angebotsanfragen langten insgesamt vier Angebote ein. Davon betraf ein Angebot 

ausschließlich die Vermietung von Sanitärcontainern, ein weiteres die Vermietung einschließlich 

Reinigungsleistung sowie zwei Angebote ausschließlich Reinigungsleistungen. Drei der angefragten 

Dienstleister legten kein Angebot. Auf das angefragte Modell des eigenwirtschaftlichen Betriebes der 

Sanitäranlagen mittels Benützungsentgelt ging kein Anbieter näher ein. 

Einer der Anbieter räumte der Landeshauptstadt die Möglichkeit ein, die einkassierten 

Benützungsentgelte direkt zu übergeben oder vom Rechnungsbetrag in Abzug zu bringen, während das 

Verbrauchsmaterial (WC-Papier, Seife, Falthandtücher) nach tatsächlichem Verbrauch verrechnet 

werden würde. Die beiden Angebote für die Reinigungsleistungen sahen kein Inkasso von 

Benützungsentgelten vor. 
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Am 17. Oktober 2023 übermittelte ein weiteres Unternehmen ein Angebot für die Bereitstellung von 

Sanitärcontainern einschließlich Reinigungsleistung. Der Anbieter kalkulierte mit einem 

Benützungsentgelt von EUR 0,50 je Nutzung der Sanitäranlage, welches mittels Registrierkassa vom 

und für den Anbieter selbst vereinnahmt werden sollte. Der Angebotspreis inkludierte das 

Verbrauchsmaterial und belief sich pauschal auf brutto EUR 18.000,00. Der Bieter befristete die 

Angebotsannahme durch die Landeshauptstadt mit 20. Oktober 2023. Mit E-Mail vom 

20. Oktober 2023 nahm die Landeshauptstadt dieses Angebot an. 

Der Angebotspreis jenes Anbieters, welcher von der Rückerstattung der einkassierten 

Benützungsentgelte an die Landeshauptstadt ausging, belief sich auf brutto EUR 40.560,00 ohne 

Verbrauchsmaterial und lag damit – ohne Berücksichtigung eines Abzuges der Benützungsentgelte – 

um brutto EUR 22.560,00 über dem angenommenen Angebot. 

4.3.2 Christkindl- und Silvestermarkt 2024 

Im Rahmen einer Direktvergabe ersuchte die Landeshauptstadt drei Unternehmen um Angebotslegung 

mit folgendem Inhalt: Bereitstellung von einem oder mehreren Sanitärcontainern, Reinigungspersonal 

sowie das notwendige Verbrauchsmaterial. Der angegebene Leistungszeitraum erstreckte sich vom 

16. November bis 24. Dezember 2024, sowie vom 27. bis 31. Dezember 2024. 

Auf die Angebotsanfrage gingen zwei Angebote für die Bereitstellung von Sanitärcontainern 

einschließlich Reinigungsleistungen ein. 

Das im Jahr 2023 beauftragte Unternehmen legte erneut ein Angebot, dessen pauschalierter 

Gesamtpreis mit brutto EUR 35.700,00 nahezu doppelt so hoch ausfiel als im Vorjahr. Das Angebot 

umfasste die Bereitstellung der Verbrauchsmaterialien und ging wiederum von einem Einbehalt des 

vereinnahmten Benützungsentgeltes aus, welches auf EUR 1,00 je Nutzung der Sanitäranlage erhöht 

wurde. 

Das zweite Angebot war um brutto EUR 5.400,00 höher. Zusätzlich waren die Verbrauchsmaterialien 

nach tatsächlichem Verbrauch zu verrechnen. Das Angebot sah jedoch vor, die vereinnahmten 

Benützungsentgelte entweder an die Landeshauptstadt abzuführen oder vom Rechnungsbetrag in 

Abzug zu bringen und die Anzahl der WC-Benutzer zu dokumentieren. 
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Mit E-Mail vom 30. Oktober 2024 nahm die Landeshauptstadt das Angebot über brutto EUR 35.700,00 

an. Aus dem Schreiben ging hervor, dass bereits zuvor eine mündliche Zusage der Landeshauptstadt 

erfolgt war. 

4.3.3 Christkindl- und Silvestermarkt 2025 

Im Rahmen einer Direktvergabe ersuchte die Landeshauptstadt acht Unternehmen um 

Angebotslegung mit folgendem Inhalt: Bereitstellung von zwei Sanitärcontainern einschließlich Auf- 

und Abbau, deren tägliche Reinigung samt Inkasso eines Benützungsentgeltes in Höhe von EUR 1,00 je 

Nutzung der Sanitäranlage. Die Reinigungs- und Inkassozeiten wurden in der Anfrage konkret 

vorgegeben. 

Die Angebotslegung hatte auf Basis eines Pauschalpreises einschließlich sämtlicher Zuschläge für 

Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit zu erfolgen. Ebenso waren sämtliche Reinigungsmaterialien, Geräte 

sowie das WC-Papier und die Handseife im Angebotspreis zu berücksichtigen. Die vereinnahmten 

Benützungsentgelte sollten entweder an die Landeshauptstadt abgeführt oder vom Rechnungsbetrag 

in Abzug gebracht werden. Der angegebene Leistungszeitraum erstreckte sich vom 15. November bis 

24. Dezember 2025, sowie vom 27. bis 31. Dezember 2025. 

Das in den Jahren 2023 und 2024 beauftragte Unternehmen wurde auch im Jahr 2025 zur 

Angebotslegung eingeladen. Ein entsprechendes Angebot war in den, dem Stadtrechnungshof 

während der Prüfung vorgelegten Unterlagen nicht enthalten. Erst mit der Stellungnahme zum 

Rohbericht wurde ein solches Dokument übermittelt. Aufgrund der bereits abgeschlossenen 

Prüfungshandlungen wurde das nachträglich übermittelte Angebot keiner inhaltlichen Prüfung 

unterzogen. 

Auf die Angebotsanfrage gingen demnach drei Angebote für die Bereitstellung von Sanitärcontainern 

einschließlich Reinigungsleistung ein. 

Zwei Unternehmen legten ein der Angebotseinholung entsprechendes Pauschalangebot über brutto 

EUR 39.564,00 bzw. EUR 45.000,00. Ein weiteres Angebot war um brutto EUR 4.236,00 höher als das 

niedrigste Pauschalangebot, wobei die Verbrauchsmaterialien bei diesem nach tatsächlichem 

Verbrauch zu verrechnen waren. 
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Laut Auskunft der geprüften Stelle sei das Angebot über brutto EUR 39.564,00 telefonisch 

angenommen worden und habe zwei Tage später ein persönliches Treffen im Büro der 

Marktverwaltung stattgefunden, um die organisatorischen Details zu besprechen, da dieses 

Unternehmen erstmalig den Auftrag erhalten habe. 

4.4 Stellungnahme der geprüften Stelle zum Rohbericht – Kapitel 4 

 Zu den Ausführungen in Punkt 4.2.1 Abs 3 – „Auf Nachfrage teilte die geprüfte Stelle mit, dass 

entsprechende Nachweise nicht mehr auffindbar seien.“ – gab die geprüfte Stelle folgende 

Stellungnahme ab: 

Die geprüfte Stelle hat darauf hingewiesen, dass die Vergabe der Reinigungsleistungen für den 

Ostermarkt 2023 durch die Dienststelle Hausverwaltung (Abteilung Facility Management) 

erfolgt ist. Der diesbezügliche Schriftverkehr erfolgte daher durch die Abteilung Facility 

Management. Die fehlende Auffindbarkeit von diesbezüglichen Nachweisen betrifft daher nicht 

die geprüfte Stelle, sondern ausschließlich die dafür verantwortliche Organisationseinheit. 

Der Satz sollte daher dahingehend präzisiert werden, als er wie folgt zu lauten hat: Auf 

Nachfrage bei der für die Vergabe der Reinigungsleistung verantwortlichen Abteilung Facility 

Management, teilte diese mit, dass entsprechende Nachweise nicht mehr auffindbar seien. Dies 

teilte die geprüfte Stelle dem SRH mit. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Der Stadtrechnungshof hält fest, dass die Formulierung im Bericht die Auskunftslage zutreffend 

wiedergab, nachdem die geprüfte Stelle auf Nachfrage mitteilte, dass die entsprechenden Nachweise 

nicht mehr auffindbar seien. Dass sie diese Auskunft zuvor bei der Abteilung Facility Management 

einholte, ändert nichts an der Richtigkeit dieser Darstellung. 

Die Abteilung Facility Management führte die Vergabe im Auftrag der geprüften Stelle durch. Die 

geprüfte Stelle kann den Dokumentationsmangel daher nicht allein mit der internen Zuständigkeit 

einer anderen Organisationseinheit begründen. Entscheidend ist, dass die konkrete Form der 

Zuschlagserteilung beziehungsweise Beauftragung nicht dokumentiert und damit für den 

Stadtrechnungshof nicht nachvollziehbar war. Der angeregten Änderung der Ausführungen wird daher 

nicht entsprochen. 
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 Zu den Ausführungen in Punkt 4.3 Abs 3 – „Laut geprüfter Stelle habe sich die Notwendigkeit daraus 

ergeben, dass bis einschließlich 2022 WC-Container angemietet, diese aber nicht durchgehend 

betreut worden seien. Dies habe zu Beschwerden der Marktbeschicker und Marktbesucher 

aufgrund mangelnder Hygiene und Sauberkeit geführt. Um dieses Problem zu entschärfen, sei die 

WC-Betreuung ab dem Jahr 2023 mit einem erweiterten Leistungsumfang ausgeschrieben 

worden.“ – gab die geprüfte Stelle folgende Stellungnahme ab: 

Die Entscheidung, mobile Sanitäranlagen anzumieten, beruhte auf zwei Grundlagen: zum einen 

gab es zahlreiche Beschwerden der Marktfieranten betreffend hygienischer Missstände, zum 

anderen wurde vom Gemeinderat im Juli 2023 ein Märkteleitbild beschlossen, das auf diese 

Notwendigkeit verweist. 

Die geprüfte Stelle handelte damit sowohl nach politischen Vorgaben als auch nach konkreten 

Erfordernissen. 

Der Stadtrechnungshof nahm die Ausführungen der geprüften Stelle zur Kenntnis. 

 Zu den Ausführungen in den Punkten 4.3.1 und 4.3.2 – Angebotsvergleich Christkindl- und 

Silvestermarkt 2023 und Christkindl- und Silvestermarkt 2024 – gab die geprüfte Stelle folgende 

Stellungnahme ab: 

Die Darstellung ist lückenhaft, weil das zweithöchste Angebot vom SRH gar nicht erwähnt wird. 

Durch die unvollständige Darstellung wird die Bewertung verzerrt. 

Das zweithöchste Angebot 2023 betrug 40.560 € brutto (ohne Verbrauchsmaterial) und lag 

damit 22.560 € brutto über dem Bestbieter – eine entscheidungsrelevante Zahl. 

2024 (Kapitel 4.3.2) vergleicht der SRH das Bestbieterangebot mit dem zweithöchsten Angebot 

und nennt dann den Preisabstand. Warum dieser Vergleich 2023 vom SRH nicht vorgenommen 

wird, ist nicht nachvollziehbar, zumal dadurch ein methodisch fehlerhaftes Bild entsteht. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Der Stadtrechnungshof nimmt den Hinweis der geprüften Stelle insoweit auf, als die zusätzliche 

Angabe des von ihr dargelegten Angebotspreises zu einer vollständigeren und über die Jahre 

einheitlicheren Darstellung beiträgt. Die Ausführungen zum Jahr 2023 wurden daher dahingehend 
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ergänzt. Die Ergänzung um den weiteren Angebotspreis änderte nichts an den Feststellungen des 

Stadtrechnungshofes. 

 Zu den Ausführungen in Punkt 4.3.1 Abs 5 – „Am 17. Oktober 2023 übermittelte ein weiteres 

Unternehmen – ohne vorherige Angebotsanfrage seitens der Marktverwaltung – ein Angebot für 

die Bereitstellung von Sanitärcontainern einschließlich Reinigungsleistung. […]“ – gab die geprüfte 

Stelle folgende Stellungnahme ab: 

Die Aussage, dass „am 17. Oktober 2023 übermittelte ein weiteres Unternehmen – ohne 

vorherige Angebotsanfrage – ein Angebot […] übermittelte [sic!]“ entspricht nicht den 

Tatsachen. 

Es lag zwar keine Angebotsanfrage im klassischen Sinne vor, wohl aber wurden im Zuge der im 

Oktober 2023 abgehaltenen Sitzung mit rund 15 Marktfieranten, Magistratsbediensteten sowie 

Bediensteten des Stadtmarketings Klagenfurt die vorliegenden Angebote besprochen und von 

den Anwesenden als zu teuer beurteilt. 

Bei dieser Sitzung wurde ausdrücklich vereinbart, zusätzliche Angebote einzuholen, was vom 

damaligen Marktleiter beim BAK zu Protokoll gegeben wurde. 

Beigelegt wird die Anwesenheitsliste der Arbeitssitzung vom Oktober 2023 als Beilage 

Nummer 1. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Der Stadtrechnungshof hält hierzu fest, dass die geprüfte Stelle im Rahmen ihrer Stellungnahme durch 

eine zusätzliche Beilage, welche dem Stadtrechnungshof während der Prüfung nicht vorgelegt wurde, 

erstmals mitteilte, dass die spätere Auftragnehmerin zur Angebotslegung kontaktiert worden sei. Die 

ursprüngliche Formulierung, wonach das Angebot ohne vorherige Angebotsanfrage übermittelt 

worden sei, konnte vom Stadtrechnungshof auf Basis dieses neuen Informationsstandes daher nicht 

aufrechterhalten werden. Die Ausführungen im Bericht wurden dahingehend abgeändert. 

Weiters wurde dem Stadtrechnungshof erstmalig durch die Stellungnahme und die beigelegten 

Dokumente bekannt, dass die bereits eingelangten Angebote in einer Arbeitssitzung am 

12. Oktober 2023 mit rund 15 Marktfieranten4, Magistratsbediensteten sowie Bediensteten des 

 
4 In Beilage Nummer 4 der Stellungnahme der geprüften Stelle zum Rohbericht waren „20 Fierant*innen“ angeführt. 



  

S T A D T R E C H N U N G S H O F  
Beschaffung mobiler Sanitäranlagen  31 

Stadtmarketings präsentiert und von den Anwesenden als zu teuer beurteilt worden seien. Zudem sei 

vereinbart worden, zusätzliche Angebote einzuholen, bzw. habe man in Folge der Sitzung die spätere 

Auftragnehmerin kontaktiert. 

In dem der Stellungnahme beigelegten Schreiben an die Mitglieder des Stadtsenates vom 

9. Oktober 2025 war von der zuständigen Leitung der Marktverwaltung wie folgt ausgeführt: […] Im 

Rahmen einer Marktsitzung mit rund 20 Fierant*innen sowie Vertreterinnen der Stadt wurden drei 

Angebote präsentiert. Diese wurden von den Fierant*innen als wirtschaftlich nicht tragbar und 

organisatorisch ungeeignet bewertet. Obwohl die Fierant*innen formal nicht in den Vergabeprozess 

eingebunden sind, erfolgt die Entscheidungsfindung meist im Sinne eines gemeinschaftlichen 

Miteinanders. In Folge der Sitzung wurde die [spätere Auftragnehmerin] kurz darauf kontaktiert, die 

sich kurzfristig bereit erklärte, eine umfassende Lösung zu erarbeiten. Nach Rücksprache mit den 

Fierant*innen wurde das Angebot der [späteren Auftragnehmerin] ausgewählt. 

Aus der nach Prüfungsabschluss übermittelten Anwesenheitsliste ging hervor, dass an dieser Sitzung 

auch der geschäftsführende Mehrheitsgesellschafter einer Gesellschaft teilgenommen hatte, welche 

mit 25 % an der späteren Auftragnehmerin beteiligt war. Nach den Ausführungen im zitierten 

Schreiben sei die spätere Auftragnehmerin erst nach dieser Sitzung zur Legung eines Angebotes 

kontaktiert und dieses – wiederum nach Rücksprache mit den Marktfieranten – ausgewählt worden. 

Diese für die Beurteilung des Vergabevorganges wesentlichen Umstände waren dem 

Stadtrechnungshof während der Prüfung nicht bekannt. Der Stadtrechnungshof weist darauf hin, dass 

eine Präsentation und Erörterung bereits eingeholter Angebote – in einem über die unmittelbar mit 

dem Geschäftsfall befassten Mitarbeiter hinausgehenden Personenkreis – erhebliche Fragen 

hinsichtlich der Einhaltung der internen Vertraulichkeitsvorgaben sowie der Wahrung der 

Gleichbehandlung aller Bieter und eines lauteren Wettbewerbs nach den Vorgaben des BVergG 2018 

aufwarfen. Dies galt insbesondere vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Verbindung eines 

Sitzungsteilnehmers zur späteren Auftragnehmerin und der erst nach dieser Sitzung erfolgten 

Einholung ihres Angebotes. Da diese Umstände erstmals nach Abschluss der Prüfung bekannt gegeben 

wurden, konnten sie vom Stadtrechnungshof nicht mehr näher erhoben und geprüft werden. 
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 Zu den Ausführungen in Punkt 4.3.3 Abs 3 – „Das in den Jahren 2023 und 2024 beauftragte 

Unternehmen wurde zur Angebotslegung eingeladen, gab jedoch keines ab.“ – gab die geprüfte 

Stelle folgende Stellungnahme ab: 

Es entspricht nicht den Tatsachen, dass das in den Jahren 2023 und 2024 beauftragte 

Unternehmen im Jahr 2025 kein Angebot abgegeben hat. Vielmehr lag der geprüften Stelle ein 

Angebot vor, welches jedoch lediglich das zweitbeste Angebot darstellte. Seitens der geprüften 

Stelle ist nicht nachvollziehbar, warum der SRH dies in seinem Rohbericht unerwähnt lässt. 

Beigelegt wird das Mail der geprüften Stelle, sowie das Angebot der […] als Beilage Nummer 2. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Der Stadtrechnungshof hält ausdrücklich fest, dass ihm das nunmehr von der geprüften Stelle 

angeführte Angebot während der Prüfung nicht vorgelegt worden war, obwohl er um die Übermittlung 

sämtlicher Vergabeunterlagen ersucht hatte. Die Kritik der geprüften Stelle war daher nicht 

nachvollziehbar. Der Stadtrechnungshof konnte nur jene Unterlagen berücksichtigen, die ihm während 

der Prüfung vorlagen. 

Da die ursprüngliche Ausführung, wonach kein Angebot abgegeben worden sei, aufgrund des 

nachträglich vorgelegten Dokuments nicht aufrechterhalten werden konnte, wurden unter Punkt 4.3.3 

die Absätze 3 bis 5 im Bericht entsprechend abgeändert. Eine inhaltliche Prüfung des erst nach 

Prüfungsabschluss vorgelegten Angebots war jedoch nicht mehr möglich. 
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5 Wesentliche Feststellungen zum Beschaffungsprozess 

Unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Prüfungsökonomie beziehen sich die nachfolgenden 

Ausführungen auf Feststellungen zum Beschaffungsprozess der mobilen Sanitäranlagen im Rahmen 

der Christkindl- und Silvestermärkte 2023 bis 2025. Dies begründete sich insbesondere darin, dass 

diesen Beschaffungsvorgängen aufgrund ihres finanziellen Umfangs und der dazu getroffenen 

Feststellungen wesentliche Bedeutung für die Beurteilung des Prüfungsgegenstandes zukam. 

Da es sich bei der Landeshauptstadt um eine öffentliche Auftraggeberin handelt, waren im 

Beschaffungsprozess die Vorgaben des Bundesvergabegesetzes 2018 und in weiterer Folge die 

verwaltungsinternen Vorgaben, insbesondere das Beschaffungshandbuch einzuhalten. 

5.1 Stadtsenatsantrag 

Unabhängig von den Kosten für die Bereitstellung der mobilen Sanitäranlagen war aufgrund der 

Gesamtkosten für die Ausrichtung des jeweiligen Christkindl- und Silvestermarktes die Einholung eines 

Stadtsenatsbeschlusses notwendig. 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass bei keinem der prüfungsgegenständlichen Märkte vor 

Einbringung des Stadtsenatsantrages ein unterzeichneter „Vorher zur Einsicht“ - Vermerk der Gruppe 

Einkauf vorlag, obwohl dieser nach dem Beschaffungshandbuch verpflichtend einzuholen war. 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt, den verpflichtenden „Vorher zur Einsicht“ - Vermerk der Gruppe 

Einkauf künftig ausnahmslos einzuholen, um die nach dem Beschaffungshandbuch vorgesehene 

fachliche Einsicht in die Entscheidungsgrundlagen vor der Beschlussfassung des Stadtsenates 

sicherzustellen. 

5.2 Dienstanweisungen und Beschaffungshandbuch 

Wie unter Punkt 3 bereits ausgeführt, wurden die für den Prüfungszeitraum relevanten 

Dienstanweisungen, wonach alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Befolgung der Vorgaben des 

Beschaffungshandbuches angewiesen wurden, von der Magistratsdirektion am 1. Juni 2022 bzw. 

24. April 2023 an die Abteilungsleitungen übermittelt. Das Beschaffungshandbuch in der jeweils 

gültigen Version stand im Intranet der Landeshauptstadt abrufbar seit 2019 zur Verfügung. 
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Auf Rückfrage wann und in welcher Form die beiden Dienstanweisungen innerhalb der Abteilung 

Baurecht und Gewerberecht den Bediensteten zur Kenntnis gebracht wurden, teilte die 

Abteilungsleitung im Wesentlichen mit, dass jene vom 25. Mai 2022 intern durch die Weiterleitung per 

E-Mail vom 2. Juni 2022 an die Gruppenleitungen kommuniziert worden sei. Bezüglich der 

Dienstanweisung vom 24. April 2023 sei keine gesonderte Weiterleitung erfolgt, zumal die Vorherige 

bereits den Hinweis enthalten habe, dass das Beschaffungshandbuch zentral im Intranet veröffentlicht 

und für alle Organisationseinheiten und damit auch für die Marktverwaltung abrufbar sei. Zudem 

nehme die Marktverwaltung sowohl behördliche Aufgaben als auch Aufgaben als Auftraggeberin wahr. 

Die Regelungen des Beschaffungshandbuches würden ausschließlich den Bereich der externen 

Beauftragungen betreffen. 

Zur Anwendung des Beschaffungshandbuches wurde von der geprüften Stelle wie folgt rückgemeldet: 

Im gegenständlichen Fall wurde das im Magistrat geltende Beschaffungshandbuch bei der 

Vergabe des WC-Containers nicht in allen Punkten umgesetzt. Dies ist insbesondere darauf 

zurückzuführen, dass die vorgesehenen Schulungs- und Rollout-Maßnahmen zum 

Beschaffungshandbuch (Auftragsworkflow) im gesamten Magistrat noch nicht vollständig 

abgeschlossen und daher einzelne Verfahrensschritte noch nicht durchgängig etabliert sind. 

Ungeachtet dessen, wurden zentrale Grundsätze des Beschaffungswesens berücksichtigt, 

insbesondere: 

o Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, 

o eine marktorientierte Preisermittlung (durch Einholung von Vergleichsangeboten) 

o sowie eine sachliche und nichtdiskriminierende Auswahlentscheidung. 

o Darüber hinaus wurde auf regionale Gesichtspunkte Bedacht genommen 

o und der Vergabevorgang wurde entsprechend dokumentiert. 

Die Vergabeentscheidung erfolgte somit nicht willkürlich, sondern auf Basis der verfügbaren 

Informationen unter Beachtung der wesentlichen vergaberechtlichen und haushaltsrechtlichen 

Prinzipien. Es wird jedoch festgehalten, dass künftig die Vorgaben des Beschaffungshandbuches 

bestmöglich zur Anwendung gelangen sollen. Allerdings hat die Marktverwaltung bei der 

Ausrollung des Auftragsworkflows keine Mitsprachemöglichkeit, weil die Ausrollung zentral 

über die Abteilung Rechnungswesen nach Maßgabe der dortigen Ressourcen und der 

Prioritätensetzung erfolgt. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass zwar formale Vorgaben des 
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Beschaffungshandbuchs im konkreten Einzelfall noch nicht vollständig eingehalten wurden, die 

zugrunde liegenden rechtlichen Grundprinzipien jedoch beachtet wurden. 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass die prüfungsrelevanten Dienstanweisungen des 

Magistratsdirektors vom 25. Mai 2022 bzw. 24. April 2023 in der im Intranet zur Verfügung gestellten 

chronologischen Auflistung der erlassenen Dienstanweisungen nicht enthalten waren. 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt, die im Intranet zur Verfügung gestellte chronologische Auflistung 

der erlassenen Dienstanweisungen auf ihre Vollständigkeit zu überprüfen und fehlende 

Dienstanweisungen entsprechend zu ergänzen. 

Vor dem Hintergrund der Ausführungen der Abteilungsleitung, wonach die Marktverwaltung neben 

behördlichen Aufgaben auch als Auftraggeberin tätig werde und das Beschaffungshandbuch 

ausschließlich externe Beauftragungen erfasse, stellte der Stadtrechnungshof fest, dass im Jahr 2022 

im Zusammenhang mit den Marktveranstaltungen der Landeshauptstadt ein externes 

Beratungsunternehmen beauftragt wurde. Gegenstand dieser Beauftragung war die Initiierung und 

Begleitung eines Weiterentwicklungsprozesses sowie die Erstellung eines Märkte-Leitbildes in Form 

eines Strategiehandbuches samt Maßnahmenkatalog. 

In diesem Leitbild wurde unter anderem empfohlen, das Marktmanagement in der Abteilung Präsidium 

zu etablieren, da das Spannungsfeld zwischen Aufsicht und Serviceorientierung in einer reinen 

Behördenabteilung ungleich größer sei als in einer auf Veranstaltungen fokussierten Abteilung. 

Am 4. Juli 2023 wurde die Umsetzung des erarbeiteten Märkte-Leitbildes und unter anderem die 

Vornahme der entsprechenden organisatorischen Änderungen vom Stadtsenat zu MZL 34/659/2023 

beschlossen. 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass die beschlossene Etablierung des Marktmanagements 

innerhalb der Abteilung Präsidium bislang nicht umgesetzt wurde. 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt, den Beschluss zur Etablierung des Marktmanagements in der 

Abteilung Präsidium ehestmöglich zu realisieren. Es wird in diesem Zusammenhang auf die gesetzliche 

Verpflichtung gemäß § 70 K-KStR verwiesen, wonach der Bürgermeister für die unverzügliche 

Durchführung der Beschlüsse des Stadtsenates zu sorgen hat. 
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5.3 Auftragsworkflow und Dokumentation 

Im Zuge der Prüfungshandlungen forderte der Stadtrechnungshof von der geprüften Stelle unter 

anderem wie folgt an: 

 Auflistung aller Märkte der Jahre 2023 bis einschließlich 2025, bei welchen eine Vergabe an 

Dritte für die Bereitstellung von Sanitäranlagen erfolgte 

 Übermittlung des jeweiligen Vergabeaktes (Dokumentation des gesamten Vergabevorganges 

samt Beschlussfassung) 

Die geprüfte Stelle übermittelte zu dieser Anforderung die Auflistung der Märkte sowie die mit der 

jeweiligen Vergabe in Zusammenhang stehenden E-Mail - Korrespondenzen samt 

Stadtsenatsbeschlüssen. 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass für die Beschaffung der mobilen Sanitäranlagen bei keinem 

der prüfungsgegenständlichen Märkte ein in sich geschlossener Vergabeakt vorlag. Die 

vergaberelevanten Unterlagen waren auf zahlreiche Korrespondenzen per E-Mail verteilt und nicht in 

Form eines vollständigen und nachvollziehbaren Vergabeaktes dokumentiert. 

Der Stadtrechnungshof stellte weiters fest, dass der im Beschaffungshandbuch unter Punkt 5.5 

verpflichtend einzuhaltende Auftragsworkflow in der Abteilung Baurecht und Gewerberecht im 

prüfungsgegenständlichen Zeitraum nicht implementiert war. 

Gemäß Beschaffungshandbuch diente der mit dem Auftragsworkflow verbundene 

Dokumentationsprozess unter anderem der Erfüllung interner Dokumentationsanforderungen sowie 

der Sicherstellung der Revisionssicherheit von Beschaffungsvorgängen. 

Die geprüfte Stelle führte hierzu wie folgt aus: 

Eine gesamtorganisatorische Einschulung bzw. eine magistratsweite organisatorische 

Umsetzung der im Beschaffungshandbuch beschriebenen Instrumente – wie etwa des 

Auftragsworkflows – erfolgte bislang nicht, weshalb der Grad der Umsetzung in den einzelnen 

Organisationseinheiten unterschiedlich ist. Der im Beschaffungshandbuch vorgesehene 

Auftragsworkflow wird zentral von der Abteilung Rechnungswesen magistratsweit ausgerollt. 

Die Umsetzung erfolgt nach den dort festgelegten Prioritäten und verfügbaren Ressourcen. Eine 

dezentrale Implementierung des Auftragsworkflows in den einzelnen Abteilungen ist 
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magistratsintern nicht vorgesehen und auch technisch nicht möglich. Die im Bereich der 

Marktverwaltung anfallenden externen Beauftragungen betreffen überwiegend Leistungen mit 

vergleichsweise geringen Auftragswerten sowie kurzfristig erforderliche Leistungen im 

laufenden Marktbetrieb – dies dürfte wohl der Grund dafür sein, weshalb die Implementierung 

hier bislang noch nicht erfolgt ist. Die Beauftragungen erfolgen derzeit über die bestehenden 

administrativen Kontroll- und Freigabeprozesse (sachliche und rechnerische Prüfung, 

Budgetkontrolle, Freigabe durch Abteilungsleitung), unterstützt über das 

rechnungslegungsunterstützende System. Nach telefonischer Rücksprache mit dem Leiter der 

Abteilung Rechnungswesen, wird die Fortführung der Implementierung in den restlichen 

Organisationseinheiten nach Maßgabe der personellen Ressourcen erfolgen. Auch in größeren 

Magistratsabteilungen mit höherem Volumen an externen Beauftragungen ist der 

Auftragsworkflow bislang noch nicht implementiert. 

Unabhängig davon wird die Einführung eines entsprechenden Auftragsworkflows im Sinne des 

Beschaffungshandbuches seitens der Abteilung BG grundsätzlich als sinnvoll erachtet. Ein 

konkreter Zeitplan für die Einführung des Auftragsworkflows im Bereich der Marktverwaltung 

konnte seitens der – für die Implementierung zuständigen Abteilung Rechnungswesen nicht 

genannt werden. Die Umsetzung wird im Rahmen der magistratsinternen Ausrollung der 

entsprechenden Systeme und nach Maßgabe der organisatorischen und technischen 

Möglichkeiten erfolgen. 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt, eine zeitnahe Ausrollung der notwendigen Systeme zur 

Implementierung des Auftragsworkflows im gesamten Magistrat vorzunehmen. 

Der Stadtrechnungshof hält jedoch fest, dass die Verpflichtung zur vollständigen und 

nachvollziehbaren Dokumentation eines Beschaffungsvorganges unabhängig von der technischen 

Verfügbarkeit oder Nutzung eines Auftragsworkflows bestand. 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt, durch geeignete organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, 

dass sämtliche beschaffungsrelevanten Unterlagen, Entscheidungen und Verfahrensschritte für Dritte 

nachvollziehbar dokumentiert werden. Dabei sollte insbesondere gewährleistet sein, dass 

Dokumentationspflichten auch bei fehlender Verfügbarkeit eines elektronischen Workflows erfüllt 

werden und beschaffungsrelevante Unterlagen jederzeit vollständig verfügbar bleiben. 
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5.4 Ermittlung des Auftragswertes 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass bei keinem der geprüften Beschaffungsvorgänge die nach 

dem Beschaffungshandbuch verpflichtend vorgesehene Dokumentation über die Ermittlung des 

Auftragswertes vorlag. Damit waren weder die Einhaltung der internen Vorgaben noch die Grundlagen, 

Annahmen und Überlegungen zur gesetzlich erforderlichen Ermittlung des Auftragswertes für Dritte 

nachvollziehbar dokumentiert. 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt, die Ermittlung des Auftragswertes zukünftig nachvollziehbar und 

vollständig zu dokumentieren. Dies gilt auch dann, wenn der Auftragswert auf Grundlage von 

Vergleichswerten, Altangeboten oder Erfahrungswerten aus vorangegangenen 

Beschaffungsvorgängen geschätzt wird. In diesen Fällen sind die herangezogenen Unterlagen sowie 

deren Berücksichtigung bei der Schätzung des Auftragswertes aktenmäßig festzuhalten, um die 

Nachvollziehbarkeit der gewählten Verfahrensart und die Revisionssicherheit des 

Beschaffungsvorganges sicherzustellen. 

5.5 Lieferantenmarktanalyse 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass bei keinem der geprüften Beschaffungsvorgänge die gemäß 

Beschaffungshandbuch verpflichtend vorgesehene Lieferantenliste nachvollziehbar dokumentiert war. 

Ebenso konnte keine Einholung von Lieferantenselbstauskünften festgestellt werden. Inwieweit die 

Eignung der letztlich beauftragten Unternehmen geprüft wurde, war für den Stadtrechnungshof nicht 

nachvollziehbar. 

Gemäß Bundesvergabegesetz 2018 muss die Eignung eines Unternehmers spätestens zum Zeitpunkt 

der Zuschlagserteilung vorliegen. Laut Beschaffungshandbuch haben Beschaffungen an befugte, 

leistungsfähige und zuverlässige Unternehmen zu erfolgen. 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass das im Jahr 2023 im Rahmen des Christkindl- und 

Silvestermarktes beauftragte Unternehmen zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung am 

20. Oktober 2023 nicht über die für die Leistungserbringung erforderliche Gewerbeberechtigung 

verfügte. Diese wurde erst am 9. November 2023 erteilt. 

Laut Auskunft der Dienststelle Verwaltungsstrafen sei die Gewerbeberechtigung dieses Unternehmens 

mit 15. Jänner 2024 ruhend gemeldet worden. Ein Wiederaufleben derselben sei, trotz nochmaliger 
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Beauftragung und Erbringung der Dienstleistung beim Christkindl- und Silvestermarkt im Jahr 2024, 

nicht mehr erfolgt. Aufgrund dessen sei ein Verwaltungsstrafverfahren in Bezug auf die 

Leistungserbringung im Jahr 2024 durchgeführt worden. Zur Verifizierung angeforderte Unterlagen 

zum Verwaltungsstrafverfahren wurden dem Stadtrechnungshof nicht zur Verfügung gestellt. 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt sicherzustellen, dass Aufträge zukünftig ausschließlich an 

Unternehmen vergeben werden, deren Eignung jedenfalls zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung 

nachweislich vorliegt. Die Durchführung und das Ergebnis der Eignungsprüfung sollten dabei in einer 

Weise dokumentiert werden, die eine nachträgliche Überprüfung durch Dritte ermöglicht. 

5.6 Ausschreibung bzw. Preisanfrage (Angebotseinholung) 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass die schriftlichen Angebotseinholungen im Jahr 2023 Angaben 

zum Leistungszeitraum, zur An- und Ablieferung von zwei Sanitärcontainern sowie die Anforderung 

einer dauerhaften Reinigung (tägliche Anwesenheit einer Reinigungskraft) enthielten. Weitere 

Detailinformationen waren den Angebotsanfragen nicht zu entnehmen. 

Für das Jahr 2024 stellte der Stadtrechnungshof fest, dass die Angebotseinholungen einen gegenüber 

dem Vorjahr nochmals geringeren Konkretisierungsgrad aufwiesen. Dies wurde dadurch bestätigt, dass 

ein angefragtes Unternehmen ergänzende Informationen zur Angebotserstellung einforderte und 

dieses Ersuchen rund drei Wochen später mit dem Hinweis, andernfalls kein seriöses Angebot legen zu 

können, wiederholte. 

Nach Ansicht des Stadtrechnungshofes erschwerte ein zu geringer Detaillierungsgrad der 

Angebotsanfragen die Vergleichbarkeit der eingelangten Angebote, da unterschiedliche Auslegungen 

der potenziellen Anbieter ermöglicht wurden. 

Der Stadtrechnungshof stellte darüber hinaus fest, dass eine Fristsetzung für die Angebotslegung den 

vorgelegten Unterlagen in keinem der geprüften Jahre zu entnehmen war. 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt, Angebotseinholungen künftig auf Grundlage einer hinreichend 

konkreten und nachvollziehbaren Leistungsbeschreibung durchzuführen und die Angebotslegung zu 

befristen. Die Leistungsanforderungen sollten die wesentlichen Kriterien für die Angebotserstellung 

und Angebotsvergleichbarkeit enthalten und in geeigneter Weise dokumentiert werden, um 

Transparenz, Nachvollziehbarkeit und die Gleichbehandlung der Bieter sicherzustellen. 
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5.7 Angebotsbewertungen und Verhandlungen 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass im Jahr 2023 ein Unternehmen angeboten hatte, die aus der 

Benützung der Sanitäranlagen vereinnahmten Entgelte entweder unmittelbar an die Landeshauptstadt 

weiterzuleiten oder diese vom Rechnungsbetrag in Abzug zu bringen. Aus diesem Angebot war 

ableitbar, dass während der Veranstaltungsdauer mit Einnahmen in einer gewissen Größenordnung 

aus der Nutzung der Sanitäranlagen zu rechnen war. Im Jahr 2024 bot dasselbe Unternehmen 

zusätzlich an, die Anzahl der Benutzer zu dokumentieren. Mit dem in den Jahren 2023 und 2024 

letztlich beauftragten Unternehmen wurde hingegen vereinbart, die Benützungsentgelte mittels 

Registrierkassa einzuheben und für sich zu vereinnahmen, ohne vertraglich eine Offenlegung der 

tatsächlichen Nutzerzahlen oder der daraus erzielten Einnahmen vorzusehen. Die Informationen über 

das tatsächliche Nutzungsaufkommen sowie die Höhe der vereinnahmten Entgelte verblieben somit 

ausschließlich in der Sphäre des Auftragnehmers. 

Aus Sicht des Stadtrechnungshofes verzichtete die Landeshauptstadt dadurch auf Erkenntnisse, die 

sowohl für die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der konkreten Beauftragungen als auch für die 

sachgerechte Vorbereitung und Durchführung zukünftiger Beschaffungsvorgänge von wesentlicher 

Bedeutung gewesen wären. Insbesondere fehlte eine belastbare Datengrundlage zur Beurteilung des 

wirtschaftlichen Wertes des dem Auftragnehmer eingeräumten Rechts zur Vereinnahmung der 

Benützungsentgelte sowie zur Plausibilisierung zukünftiger Angebotspreise. Dies erschien umso 

bedeutsamer, als sich der Angebotspreis des Auftragnehmers im Jahr 2024 nahezu verdoppelte. 

Zusätzlich wurde das Benützungsentgelt, das weiterhin beim Auftragnehmer verblieb, von diesem von 

EUR 0,50 auf EUR 1,00 je Nutzung der Sanitäranlage angehoben. 

Zum Fehlen einer vertraglich vereinbarten Offenlegung der tatsächlichen Nutzerzahlen bzw. der daraus 

erzielten Einnahmen als Referenzwert für die Folgejahre führte die geprüfte Stelle wie folgt aus: 

Laut Auskunft [der Leitung der Marktverwaltung 2023] erschien eine vertragliche Vereinbarung 

bezüglich einer Erfassung und Dokumentation der Anzahl der WC Benutzer nicht erforderlich, da 

das Inkasso laut Ausschreibung nicht an die Stadt abzuführen war. Priorität hatte vielmehr die 

Sicherstellung eines durchgehend sauberen WC-Containers durch den günstigsten Anbieter, 

einschließlich einer permanent anwesenden Betreuungsperson. 2023 war das Angebot der 

Firma […] mit Abstand das billigste, weil es um 17.500 Euro günstiger war als das, anderer 

Anbieter. Im Jahr 2024 wog man bei den Angeboten ab, ob es für die Stadt günstiger wäre, wenn 
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die WC-Einnahmen bei der Firma verbleiben würden und die Verbrauchskosten ebenfalls von der 

Firma getragen würden oder ob es günstiger für die Stadt wäre, wenn die WC-Einnahmen an die 

Stadt abgeführt werden würden, dafür aber die Verbrauchskosten von der Stadt zu tragen 

wären. Die Entscheidung fiel dann auf erstere Variante, weil die Höhe der Verbrauchskosten 

nicht abschätzbar und damit die große Unbekannte war. 

Für den Stadtrechnungshof erschienen die Ausführungen der geprüften Stelle insofern 

widersprüchlich, als sie einerseits eine wirtschaftliche Abwägung zwischen zwei Varianten 

argumentierte, andererseits jedoch ausführte, dass die hierfür maßgeblichen Einflussgrößen – die 

Höhe der Verbrauchskosten und der Benützungsentgelte – nicht abschätzbar bzw. nicht bekannt 

gewesen seien. 

Der Stadtrechnungshof stellte in diesem Zusammenhang fest, dass in zwei Angeboten aus dem Jahr 

2023 konkrete Stückpreise für die erforderlichen Verbrauchsmaterialien (Seife, Falthandtücher und 

WC-Papier) enthalten waren. Der geprüften Stelle lagen zudem aus Abrechnungen des Jahres 2022 

Verbrauchsdaten zu WC-Papier und Handseife für einen Sanitärcontainer sowie Erfahrungswerte zu 

nicht durchgehend erbrachten Reinigungsleistungen vor. 

Eine vom Stadtrechnungshof auf Grundlage dieser Verbrauchsdaten, der angebotenen Stückpreise 

sowie unter Berücksichtigung des Betriebes von zwei Sanitärcontainern und einer durchgehenden 

Anwesenheit einer Reinigungskraft vorgenommene Überschlagsrechnung ergab Verbrauchskosten in 

einer Größenordnung von rund brutto EUR 3.000,00. Diese Berechnung diente ausschließlich der 

überschlagsmäßigen Plausibilisierung der wirtschaftlich relevanten Einflussgrößen und nicht der 

Ermittlung der tatsächlich angefallenen Kosten. 

Nach Ansicht des Stadtrechnungshofes stellten sowohl die Benützungsentgelte als auch die Kosten für 

Verbrauchsmaterialien wirtschaftlich relevante Faktoren dar, die bei der Bewertung der Angebote zu 

berücksichtigen gewesen wären. Auch wenn im Jahr 2023 die erzielbaren Benützungsentgelte im 

Vorhinein nicht exakt bestimmbar waren, hätten im Zuge von Verhandlungen zumindest 

Erfahrungswerte und Schätzgrundlagen der anbietenden Unternehmen hinsichtlich des zu 

erwartenden Nutzungsaufkommens und der daraus resultierenden Einnahmen erhoben werden 

können. Dass den Benützungsentgelten ein nicht unerhebliches wirtschaftliches Gewicht zukommt, 
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zeigte sich daran, dass das im Jahr 2025 beauftragte Unternehmen Benützungsentgelte in Höhe von 

rund EUR 15.000,00 an die Landeshauptstadt abführte. 

Zudem verfügte die Landeshauptstadt seit 2022 über anonyme Besucher- bzw. Bewegungsstromdaten, 

welche in den Jahren 2022 bis 2024 innerhalb des Veranstaltungszeitraumes des Christkindl- und 

Silvestermarktes auf dem Neuen Platz folgende Zahlen auswiesen5: 

Jahr Besucher Durchschnittliche Aufenthaltsdauer 
2022 83.340 2 Stunden 11 Minuten 
2023 99.950 2 Stunden 10 Minuten 
2024 97.210 2 Stunden 13 Minuten 

 

Nach Ansicht des Stadtrechnungshofes hätten die seit 2022 verfügbaren Besucher- und 

Bewegungsstromdaten eine belastbare Schätzung der Größenordnung des zu erwartenden 

Nutzungsaufkommens der Sanitäranlagen ermöglicht. 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass die Grundlagen der Entscheidungsfindung nicht ausreichend 

dokumentiert waren. Bei keinem der geprüften Beschaffungsvorgänge lag die gemäß 

Beschaffungshandbuch vorgesehene Dokumentation über eine Angebotsbewertung vor. Ebenso 

konnten keine dokumentierten Verhandlungen festgestellt werden, obwohl solche im Rahmen des 

gewählten Direktvergabeverfahrens grundsätzlich zulässig waren. 

Mangels dokumentierter Angebotsbewertungen und Verhandlungen war für den Stadtrechnungshof 

nicht nachvollziehbar, ob und in welchem Ausmaß die genannten wirtschaftlichen Faktoren in die 

Vergabeentscheidung eingeflossen sind. 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt, 

 Angebotsbewertungen entsprechend den Vorgaben des Beschaffungshandbuches 

nachvollziehbar zu dokumentieren, um sämtliche für die Vergabeentscheidung maßgeblichen 

Kriterien sowie deren Berücksichtigung in der Entscheidungsfindung ersichtlich zu machen; 

 bei Direktvergaben die vergaberechtlich zulässigen Verhandlungsmöglichkeiten zu nutzen, 

sofern dadurch wesentliche Entscheidungsgrundlagen erhoben, konkretisiert oder 

plausibilisiert werden können; 

 
5 Repräsentative Daten für das Jahr 2025 standen dem Stadtrechnungshof nicht zur Verfügung. 
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 verfügbare Verbrauchs-, Mengen-, Preis- und Erfahrungswerte systematisch für 

Wirtschaftlichkeitsvergleiche heranzuziehen und die Ergebnisse dieser Beurteilungen 

nachvollziehbar zu dokumentieren; 

 bei zukünftigen Beauftragungen von mobilen Sanitäranlagen mit Benützungsentgelt vertraglich 

sicherzustellen, dass die Anzahl der Nutzerinnen und Nutzer sowie die daraus erzielten 

Einnahmen nachvollziehbar erfasst und der Landeshauptstadt offengelegt werden. Dadurch 

kann eine belastbare Datengrundlage für die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit und 

Plausibilisierung von Angebotspreisen geschaffen werden. 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass das im Jahr 2023 angenommene Angebot mit einer 

Auftragssumme von brutto EUR 18.000,00 deutlich unter den übrigen Angeboten lag. Im Jahr 2024 

erhielt jenes Unternehmen, das bereits im Vorjahr mit der Leistungserbringung beauftragt wurde, 

erneut den Zuschlag. Das angenommene Angebot belief sich auf EUR 35.700,00 und war damit nahezu 

doppelt so hoch wie im Jahr 2023, obwohl die erbrachten Leistungen in beiden Jahren ident waren. 

Diese Verdoppelung war für den Stadtrechnungshof nicht nachvollziehbar. 

Die Landeshauptstadt begründete diese Preissteigerung öffentlich damit, dass dieses Angebot 

angesichts der allgemeinen wirtschaftlichen Herausforderungen und der flächendeckenden Teuerung 

in ganz Österreich nachträglich kalkuliert worden sei. Auf die diesbezügliche Rückfrage des 

Stadtrechnungshofes teilte die geprüfte Stelle wie folgt mit: 

Die gegenüber der Presse getätigte Mitteilung, wonach die Preissteigerung im Wesentlichen auf 

die allgemeine Inflation und die wirtschaftliche Lage zurückzuführen sei, war allgemein zu 

verstehen. Es wurde bewusst keine Aussage über die konkrete betriebswirtschaftliche Situation 

des beauftragten Unternehmens getroffen. 

Die gewählte Formulierung diente ausschließlich der allgemeinen Erläuterung marktüblicher 

Preisentwicklungen unter den gegebenen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. 

Die Preisbildung erfolgt grundsätzlich in der Sphäre des Anbieters. Die Marktverwaltung prüft 

im Rahmen der Vergabe die Angemessenheit der angebotenen Preise auf Basis der verfügbaren 

Informationen und unter Berücksichtigung der marktüblichen Preisentwicklung. Eine detaillierte 

Kenntnis der internen Kalkulationsgrundlagen lag der Marktverwaltung nicht vor und war auch 

nicht Gegenstand der Presseauskunft. 
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Im konkreten Fall ergaben sich im Vergleich zum Vorjahr höhere Angebotspreise, weshalb eine 

Plausibilitätsprüfung der angebotenen Preise vorgenommen wurde. Dabei wurde die allgemeine 

Preis- und Kostensteigerung, die aktuelle wirtschaftliche Entwicklung (Inflation, gestiegene 

Betriebskosten) und die Vergleiche zu den vorliegenden Angeboten berücksichtigt. 

Auf Basis dieser Faktoren erschien die im Vergleich zum Vorjahr festgestellte Preissteigerung als 

nachvollziehbar und marktüblich. Eine weitergehende Bewertung der unternehmensinternen 

Ursachen erfolgte nicht. 

Die Formulierung gegenüber der Presse war daher als allgemeine, nicht unternehmensbezogene 

Erläuterung der Preisentwicklung zu verstehen. 

Für den Stadtrechnungshof vermochte die Stellungnahme nicht aufzuzeigen, anhand welcher 

konkreten und dokumentierten Grundlagen die Angemessenheit der Preissteigerung von nahezu 

100 % beurteilt wurde, zumal die Preissteigerung eines Konkurrenzangebotes von 2023 auf 2024 unter 

1,5 % lag. 

Zwar wurde auf eine Plausibilitätsprüfung verwiesen, deren konkrete Entscheidungsgrundlagen jedoch 

nicht dokumentiert. Ebenso fehlten nachvollziehbare Angaben zur monetären Größenordnung der 

dem Auftragnehmer weiterhin eingeräumten Vereinnahmung der Benützungsentgelte, obwohl diese 

für die wirtschaftliche Gesamtbetrachtung des Angebotes von wesentlicher Bedeutung waren. 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt, bei Beschaffungsvorgängen mit wesentlichen Preisänderungen 

gegenüber Vorperioden die maßgeblichen preisbildenden Faktoren sowie die Angemessenheit der 

Preisentwicklung nachvollziehbar zu dokumentieren. Hierzu sollten insbesondere Änderungen des 

Leistungsumfanges, Markt- und Kostenentwicklungen sowie sonstige wirtschaftlich relevante 

Faktoren, wie etwa dem Auftragnehmer eingeräumte Einnahmemöglichkeiten, in die Beurteilung 

einbezogen werden. Dadurch wird sichergestellt, dass Preisentwicklungen nachvollziehbar 

plausibilisiert werden und die Entscheidungsgrundlagen für die Vergabe auch nachträglich transparent 

und überprüfbar bleiben. 

5.8 Beauftragung und Bezahlung 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass die Beauftragungen entgegen den Vorgaben des 

Beschaffungshandbuches in den Jahren 2023 und 2024 per E-Mail und im Jahr 2025 telefonisch 
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erfolgten. Nach den internen Regelungen waren telefonische Bestellungen auf Basis eines 

vorliegenden Angebots lediglich bis zu einem Betrag von netto EUR 2.000,00 und Bestellungen per  

E-Mail bis zu einem Betrag von netto EUR 10.000,00 zulässig. Die Auftragssummen lagen in den 

prüfungsrelevanten Jahren jeweils über netto EUR 10.000,00. 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt, die Vorgaben des Beschaffungshandbuches hinsichtlich der 

Wertgrenzen im Zusammenhang mit der Auftragserteilung konsequent einzuhalten. 

Der Stadtrechnungshof hält kritisch fest, dass das Verhältnis der internen Beschaffungsregelungen zu 

den Vorschriften des § 72 K-KStR (Schriftform, Fertigung von Urkunden) Auslegungsspielräume zuließ, 

die eine einheitliche und rechtssichere Abwicklung von Beschaffungsvorgängen beeinträchtigen 

könnten. 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt, die internen Beschaffungsregelungen im Hinblick auf ihr Verhältnis 

zu den Formvorschriften des § 72 K-KStR zu überprüfen und erforderlichenfalls zu harmonisieren, um 

eine eindeutige und rechtssichere Abwicklung von Beschaffungsvorgängen sicherzustellen. Dabei sollte 

insbesondere geprüft werden, ob die bestehenden Wertgrenzen den praktischen Erfordernissen des 

Verwaltungsvollzuges weiterhin entsprechen. 

Wie bereits unter Punkt 4.3 ausgeführt, fand der Christkindl- und Silvestermarkt von Samstag in der 

46. Kalenderwoche bis einschließlich 31. Dezember eines jeden Jahres statt. 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass vereinbarte Entgelte von der Landeshauptstadt bereits vor 

Ende des jeweiligen Leistungszeitraumes vollständig ausbezahlt wurden. Im Jahr 2023 erfolgte die 

Zahlung 27 Tage, im Jahr darauf 35 Tage vor Ende der Leistungserbringung. Im Jahr 2025 wurde die 

Zahlung in zwei Tranchen vorgenommen, die erste 14 Tage vor und die zweite 37 Tage nach Ende der 

Leistungserbringung. 

Die geprüfte Stelle teilte in Bezug auf die Jahre 2023 und 2024 wie folgt mit: 

Beim vorliegenden Vertrag handelt es sich um einen Dienstleistungsvertrag (Bereitstellung und 

Betreuung von WC-Container) über 6 Wochen. Die Rechnung wurde vor Ablauf der 6 Wochen 

gelegt und die Zahlung erfolgte ebenfalls vor Ende der Leistungszeit. 

Die Zahlung erfolgte (formal) vorzeitig, da die Leistungen fortlaufend erbracht wurden und zum 

Zeitpunkt der Zahlung bereits (teilweise) erbracht waren. Die Marktverwaltung hätte zwar nicht 
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zahlen müssen, sie durfte aber zahlen, da keine Anhaltspunkte vorlagen, dass die beauftragte 

Firma die Leistung nicht vereinbarungsgemäß weiter ausführt. Und wie sich zeigte, wurde die 

Leistung vereinbarungsgemäß bis zum Ende der Leistungszeit erbracht. 

Damit in Zukunft keine (formal) vorzeitige Zahlung erfolgt, prüft der Sachbearbeitende neben 

der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit zukünftig auch den Leistungszeitraum und die 

Fälligkeit und vermerkt beides auf jeder Rechnung, sodass der Anweisende neben der 

Kostenhöhe auch prüfen kann, ob die Leistung bereits vollständig erbracht und damit fällig ist. 

Nach Ansicht des Stadtrechnungshofes übernahm die Landeshauptstadt in den Jahren 2023 und 2024 

durch die vollständige Ausbezahlung der vereinbarten Entgelte vor Ende des jeweiligen 

Leistungszeitraumes ein erhebliches Vorleistungs- und Ausfallsrisiko, ohne dass zu diesem Zeitpunkt 

feststand, ob die vertraglich vereinbarten Leistungen bis zum Ende des Leistungszeitraumes vollständig 

und ordnungsgemäß erbracht werden würden. 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass dem Auftragnehmer die für die Leistungserbringung 

erforderliche Gewerbeberechtigung im Jahr 2023 erst einen Tag nach der Rechnungslegung erteilt 

wurde. 

Darüber hinaus sei die Gewerbeberechtigung des Auftragnehmers im Jahr 2024 während des 

laufenden Leistungszeitraumes ruhend gemeldet gewesen.6 

Vor diesem Hintergrund erachtete der Stadtrechnungshof die vollständige Bezahlung des vereinbarten 

Entgelts vor Ende des Leistungszeitraumes als besonders kritisch, da dadurch die Möglichkeiten der 

Landeshauptstadt zur Absicherung einer vertragsgemäßen Leistungserbringung wesentlich 

eingeschränkt waren. 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt, die Zahlungsmodalitäten bereits im Rahmen der 

Angebotseinholung, spätestens jedoch bei Vertragsgestaltung, so festzulegen, dass Zahlungen 

grundsätzlich erst nach vollständiger Leistungserbringung oder entsprechend dem tatsächlichen 

Leistungsfortschritt erfolgen. Dadurch können finanzielle Risiken für die Landeshauptstadt reduziert 

und eine angemessene Absicherung der vertragsgemäßen Leistungserbringung sichergestellt werden. 

 
6 Siehe hierzu Ausführungen unter Punkt 5.5 
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5.9 Ethik im Einkauf 

Wie unter Punkt 4.4. dargestellt, ging aus den erst mit der Stellungnahme zum Rohbericht vorgelegten 

Unterlagen hervor, dass in einer Arbeitssitzung am 12. Oktober 2023 mit rund 15 Marktfieranten, 

Magistratsbediensteten sowie Bediensteten des Stadtmarketings bereits vorliegende Angebote 

präsentiert und von den Anwesenden als zu teuer beurteilt worden seien. Zudem sei vereinbart 

worden, zusätzliche Angebote einzuholen. Infolge der Sitzung habe man die spätere Auftragnehmerin 

kontaktiert, welche sich bereiterklärt habe, eine umfassende Lösung zu erarbeiten. Das Angebot der 

späteren Auftragnehmerin wurde der Landeshauptstadt am 17. Oktober 2023 übermittelt. 

Da diese Umstände erst nach Abschluss der Prüfung bekannt gegeben wurden, konnten sie vom 

Stadtrechnungshof nicht mehr näher erhoben und abschließend geprüft werden. 

Hierzu wird festgehalten, dass laut Beschaffungshandbuch zur Wahrung der Vertraulichkeit der Kreis 

der Mitarbeiter, welche inhaltliche Kenntnisse über laufende Vergabeprojekte haben, möglichst klein 

zu halten und auf die unmittelbar den Geschäftsfall bearbeitenden Mitarbeiter zu beschränken ist. 

Seitens der Landeshauptstadt wurde öffentlich ausgeführt, dass die gegenständliche Auftragsvergabe 

im Einklang mit den internen Compliance- und Vergaberichtlinien erfolgt sei. 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass weder für die Marktverwaltung noch für den gesamten 

Magistrat ein formales Compliance-Regelwerk bestand. 

Die geprüfte Stelle teilte hierzu wie folgt mit: 

Die Marktverwaltung unterliegt den für die Stadtverwaltung geltenden Compliance Regeln und 

den gesetzlichen Vergabevorschriften. Die Pflicht, „compliance-konform“ zu handeln, leitet sich 

für die Marktverwaltung und die gesamte Behördenverwaltung unmittelbar aus dem 

öffentlichen Recht ab. Zentrale Rechtsquelle ist das Haushaltsrecht mit dem Grundsatz der 

Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit. Zweite Quelle ist das Vergaberecht (hier 

unter dem Schwellenwert), insbesondere betreffend Gleichbehandlung von Bietern und 

Transparenz. Und nicht zuletzt gilt das Grundprinzip der Verfassung, dass die Verwaltung nicht 

willkürlich handeln darf. Die für die Stadtverwaltung gültigen Compliance Regeln finden sich im 

Intranet unter „Korruption“. Ebenso regelt das Beschaffungshandbuch (zu finden im Intranet 

unter „Vergabe“) den Beschaffungsprozess für die LH Klagenfurt. Auch ohne explizite 
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Compliance Regeln für die Marktverwaltung als Teil der Behördenverwaltung ist die 

Marktverwaltung bei der Vergabe eines WC-Containers rechtlich an Haushaltsrecht, 

Vergaberecht und die verfassungsrechtlichen Grundsätze gebunden! 

Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang darauf, dass die Marktverwaltung organisatorisch 

der Hoheitsverwaltung zugeordnet ist und die meisten ihrer Aufgaben im Rahmen der 

behördlichen Vollziehung wahrnimmt. Sie ist damit nicht der Privatwirtschaftsverwaltung im 

engeren Sinn zuzurechnen. 

Vor diesem Hintergrund besteht für die Marktverwaltung kein eigenes, formales Compliance-

Regelwerk. Ebenso liegt für den gesamten Magistrat derzeit kein umfassendes, zentral 

erlassenes Compliance-Regelwerk vor; es bestehen jedoch grundlegende Vorgaben zur 

Korruptionsprävention. 

Aufgrund der Einbindung in die Hoheitsverwaltung unterliegt die Marktverwaltung unmittelbar 

den allgemeinen gesetzlichen Bindungen der Verwaltung, insb.: 

o Dem Legalitätsprinzip (Handeln ausschließlich auf Grundlage der Gesetze), 

o dem Gleichheitsgebot, 

o den haushaltsrechtlichen Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

o sowie den einschlägigen dienst- und strafrechtlichen Bestimmungen der 

Korruptionsprävention. 

Diese Vorgaben stellen im ganzen Magistrat sicher, dass auch ohne ein formales Compliance-

Regelwerk ein regelkonformes und sachliches Verwaltungshandeln gewährleistet ist und nicht 

im freien Ermessen erfolgt. 

Aus Sicht der Marktverwaltung würden Compliance-Regeln auf Gesamtmagistratsebene eine 

zusätzliche Konkretisierung darstellen und werden daher als sinnvoll erachtet. 

Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass sich die im Intranet unter dem Schlagwort „Korruption“ 

abrufbaren Inhalte auf eine Darstellung korruptionsrelevanter strafrechtlicher Tatbestände anhand 

von Aufzählungen und Beispielen beschränkten. Verbindliche organisatorische Vorgaben oder 

Verhaltensstandards im Sinne eines Compliance-Regelwerks konnten darin nicht festgestellt werden. 

Gerade vor dem Hintergrund, dass die Landeshauptstadt öffentliche Aufgaben wahrnimmt und 

öffentliche Mittel verwaltet, kommt nach Ansicht des Stadtrechnungshofes klaren und einheitlichen 
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Verhaltensstandards besondere Bedeutung zu. Ein umfassendes Compliance-Regelwerk kann dazu 

beitragen, die Rechtssicherheit und Nachvollziehbarkeit von Verwaltungsentscheidungen zu stärken, 

Risiken vorzubeugen sowie das Vertrauen der Öffentlichkeit in eine ordnungsgemäße, sparsame, 

wirtschaftliche und transparente Verwaltung öffentlicher Ressourcen nachhaltig zu fördern. 

Der Stadtrechnungshof empfiehlt, die Ausarbeitung und Implementierung eines für den gesamten 

Magistrat geltenden Compliance-Regelwerkes. 

5.10 Stellungnahme der geprüften Stelle zum Rohbericht – Kapitel 5 

 Zu den Ausführungen in Punkt 5.2 Abs 3 – „Die im prüfungsrelevanten Zeitraum jeweils zuständigen 

Leitungen der Marktverwaltung führten gegenüber dem Stadtrechnungshof aus, dass ihnen das für 

Beschaffungsprozesse maßgebliche Beschaffungshandbuch nicht bekannt gewesen sei. […]“ – gab 

die geprüfte Stelle folgende Stellungnahme ab: 

Der Satz „Die im prüfungsrelevanten Zeitraum jeweils zuständigen Leitungen der 

Marktverwaltung führten gegenüber dem SRH aus, dass ihnen das für Beschaffungsprozesse 

maßgebliche Beschaffungshandbuch nicht bekannt gewesen sei“ wäre dahingehend zu 

präzisieren, dass „der im Beschaffungshandbuch erwähnte Auftragsworkflow nicht bekannt 

war.“ 

 Zu den Ausführungen in Punkt 5.2 Abs 4 – „Der Stadtrechnungshof kritisierte, dass innerhalb der 

Marktverwaltung, den mit der Beschaffung betrauten Mitarbeitern das Beschaffungshandbuch als 

maßgebliche verwaltungsinterne Vorgabe nicht bekannt war.“ – gab die geprüfte Stelle folgende 

Stellungnahme ab: 

Der Satz „Der Stadtrechnungshof kritisiert, dass […] das Beschaffungshandbuch als maßgebliche 

verwaltungsinterne Vorgabe nicht bekannt war“ wäre ebenfalls dahingehend zu präzisieren, 

dass „der im Beschaffungshandbuch erwähnte Auftragsworkflow nicht bekannt war.“ 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Der Stadtrechnungshof nahm die nunmehrige Darstellung der geprüften Stelle zur Kenntnis. Die 

diesbezüglichen Ausführungen des Stadtrechnungshofes wurden in Folge nicht in den Bericht 

übernommen. 
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 Zu den Ausführungen in Punkt 5.3 Abs 3 – „Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass für die 

Beschaffung der mobilen Sanitäranlagen bei keinem der prüfungsgegenständlichen Märkte ein in 

sich geschlossener Vergabeakt vorlag. […]“ – gab die geprüfte Stelle folgende Stellungnahme ab: 

Weder in der alten noch in der neuen Version Beschaffungshandbuchs [sic!] existiert der Begriff 

„geschlossener Vergabeakt“. Auch eine diesbezügliche Dokumentationsvorgabe fehlt. 

Eine Vorgabe, die nicht besteht, kann folglich auch nicht verletzt worden sein. 

Die Dokumentation erfolgte vielmehr nachweislich vollständig und geordnet in entsprechenden 

digitalen Ordnern. Sämtliche Mails und Angebote wurden elektronisch erfasst und dem 

Stadtrechnungshof zur Verfügung gestellt. 

Das Kapitel „Dokumentation“ war im Beschaffungshandbuch bis zur Version Juli 2026 nicht 

vorhanden. 

Trotz fehlender diesbezüglicher Vorgaben hat die geprüfte Stelle eine angemessene 

Dokumentation vorgenommen. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die Einwendung der geprüften Stelle griff zu kurz. Der Begriff „Vergabeakt“ wurde vom 

Stadtrechnungshof nicht als feststehender Begriff des Beschaffungshandbuches, sondern 

zusammenfassend für die Dokumentation des gesamten Vergabevorganges verwendet. Dass das 

Beschaffungshandbuch weder diesen Begriff noch ein eigenes Kapitel „Dokumentation“ enthielt, 

entkräftete die Feststellung daher nicht. 

Maßgeblich waren vielmehr die vorgelegten Unterlagen sowie die im Bericht im Einzelnen 

festgestellten Dokumentationsmängel. Diese betrafen insbesondere die Dokumentation der 

Auftragswertermittlung und der Angebotsbewertung sowie die nachvollziehbare Führung der 

Lieferantenliste. Die elektronische Ablage der vorhandenen E-Mails und Angebote konnte eine 

vollständige und nachvollziehbare Dokumentation der Verfahrensschritte und 

Entscheidungsgrundlagen nicht ersetzen. 

Die Ausführungen, dass dem Stadtrechnungshof sämtliche Angebote zur Verfügung gestellt worden 

seien, widersprach zudem dem eigenen Vorgehen der geprüften Stelle. Ein Angebot aus dem Jahr 2025 

wurde dem Stadtrechnungshof erst im Zuge der Stellungnahme und somit nach Abschluss der Prüfung 

übermittelt. 
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Der Stadtrechnungshof hielt daher an seiner Feststellung fest. 

 Zu den Ausführungen in Punkt 5.3 Abs 7 bis 9 – „Der Stadtrechnungshof empfiehlt, eine zeitnahe 

Ausrollung der notwendigen Systeme zur Implementierung des Auftragsworkflows im gesamten 

Magistrat vorzunehmen. Der Stadtrechnungshof hält jedoch fest, dass die Verpflichtung zur 

vollständigen und nachvollziehbaren Dokumentation eines Beschaffungsvorganges unabhängig 

von der technischen Verfügbarkeit oder Nutzung eines Auftragsworkflows bestand. Der 

Stadtrechnungshof empfiehlt, durch geeignete organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, dass 

sämtliche beschaffungsrelevanten Unterlagen, Entscheidungen und Verfahrensschritte für Dritte 

nachvollziehbar dokumentiert werden. Dabei sollte insbesondere gewährleistet sein, dass 

Dokumentationspflichten auch bei fehlender Verfügbarkeit eines elektronischen Workflows erfüllt 

werden und beschaffungsrelevante Unterlagen jederzeit vollständig verfügbar bleiben.“ – gab die 

geprüfte Stelle folgende Stellungnahme ab: 

Die geprüfte Stelle hat wiederholt darauf hingewiesen, dass die Implementierung des 

Auftragsworkflows, wie er im Beschaffungshandbuch dargestellt ist, noch nicht im gesamten 

Magistrat – und so auch nicht in der geprüften Stelle – erfolgt ist. 

Die Ausrollung liegt allerdings nicht in der Zuständigkeit der geprüften Stelle. 

Der SRH hat diesbezüglich sogar selbst einen Optimierungsbedarf bei der Formulierung im 

Beschaffungshandbuch erkannt. So findet man in der Version Juli 2026 den Zusatz „Für sämtliche 

externe Beauftragungen ist ein Auftragsworkflow [..] zu starten, sofern der Auftragsworkflow 

schon auf die jeweilige Abteilung ausgerollt wurde.“ 

Aus Sicht der geprüften Stelle hat sie der Empfehlung des SRH, durch geeignete organisatorische 

Maßnahmen sicherzustellen, dass sämtliche beschaffungsrelevanten Unterlagen, 

Entscheidungen und Verfahrensschritte für Dritte nachvollziehbar dokumentiert werden, bereits 

entsprochen. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die Ausführungen der geprüften Stelle bestätigten die Feststellung des Stadtrechnungshofes, dass der 

Auftragsworkflow im Prüfungszeitraum noch nicht implementiert war. Gerade deshalb empfahl der 

Stadtrechnungshof dessen zeitnahe magistratsweite Ausrollung. Dabei ging er nicht davon aus, dass 

die geprüfte Stelle selbst für die zentrale Umsetzung zuständig war. 
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Die Annahme, der Stadtrechnungshof habe bei der Formulierung des Beschaffungshandbuches einen 

Optimierungsbedarf erkannt, traf nicht zu. Wie an anderer Stelle dargelegt, war der Stadtrechnungshof 

in dessen Überarbeitung weder eingebunden noch hat er eine solche veranlasst. 

Die geprüfte Stelle führte abschließend aus, der Empfehlung zur vollständigen und nachvollziehbaren 

Dokumentation bereits entsprochen zu haben. Welche konkreten organisatorischen Maßnahmen sie 

hierfür getroffen hatte und in welcher Weise die vollständige Dokumentation nunmehr sichergestellt 

wurde, legte sie jedoch nicht dar. Eine Beurteilung des behaupteten Umsetzungsstandes war daher 

nicht möglich. Die Feststellungen zum Prüfungszeitraum blieben davon unberührt. 

 Zu den Ausführungen in Punkt 5.4 Abs 1 – „Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass bei keinem der 

geprüften Beschaffungsvorgänge die nach dem Beschaffungshandbuch verpflichtend vorgesehene 

Dokumentation über die Ermittlung des Auftragswertes vorlag. […]“ – gab die geprüfte Stelle 

folgende Stellungnahme ab: 

Die Dokumentation ist nachvollziehbar und vollständig vorhanden, zumal ein vorgeschriebener 

Standard nicht existierte. Wie bereits mehrfach erwähnt, fehlte das Kapitel „Dokumentation“ in 

dem – für den Prüfungszeitraum relevanten – Beschaffungshandbuch zur Gänze und wurde erst 

in der Version Juli 2026 ergänzt. 

Die geprüfte Stelle hat den Auftragswert anhand von Erfahrungswerten, Vorjahreskosten, 

Personalkosten und WC-Container-Mieten nachvollziehbar ermittelt. 

Mangels klar definierter Vorgaben im Beschaffungshandbuch war diese Vorgehensweise 

fachlich üblich und sachgerecht, weshalb die diesbezüglich getätigte Kritik seitens des SRH nicht 

nachvollziehbar erscheint. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die Ausführungen der geprüften Stelle standen im Widerspruch zu den im Prüfungszeitraum geltenden 

Vorgaben des Beschaffungshandbuches. Dieses legte unter Punkt 6.1.3 nicht nur mögliche Grundlagen 

für die Schätzung des Auftragswertes fest, sondern bestimmte ausdrücklich, dass eine entsprechende 

schriftliche Dokumentation „unbedingt erforderlich“ war. Dass kein eigenes Kapitel „Dokumentation“ 

bestand, änderte daran nichts. 

Die geprüfte Stelle führte in ihrer Stellungnahme aus, den Auftragswert anhand von Erfahrungswerten, 

Vorjahreskosten, Personalkosten und WC-Container-Mieten ermittelt zu haben. Der 
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Stadtrechnungshof beanstandete jedoch nicht die Heranziehung dieser Faktoren, sondern dass deren 

konkrete Berücksichtigung bei der Ermittlung des Auftragswertes nicht nachvollziehbar dokumentiert 

war. Aus dieser schriftlichen Dokumentation hätte die Herleitung des Auftragswertes anhand der 

herangezogenen Grundlagen, Annahmen und Überlegungen für Dritte nachvollziehbar sein müssen. 

Die nachträgliche Darstellung in der Stellungnahme konnte die fehlende schriftliche Dokumentation 

nicht ersetzen. 

Der Stadtrechnungshof hielt daher an seiner Feststellung fest. 

 Zu den Ausführungen in Punkt 5.5 Abs 1 – „Der Stadtrechnungshof stellte fest, dass bei keinem der 

geprüften Beschaffungsvorgänge die gemäß Beschaffungshandbuch verpflichtend vorgesehene 

Lieferantenliste nachvollziehbar dokumentiert war. Ebenso konnte keine Einholung von 

Lieferantenselbstauskünften festgestellt werden. Inwieweit die Eignung der letztlich beauftragten 

Unternehmen geprüft wurde, war für den Stadtrechnungshof nicht nachvollziehbar.“ – gab die 

geprüfte Stelle folgende Stellungnahme ab: 

Die Lieferanten wurden telefonisch und per Google-Recherche ermittelt – die dazu erfolgten  

E-Mails liegen vollständig vor und wurden dem SRH im Zuge der Prüfung zur Verfügung gestellt. 

Die geprüfte Stelle hat sich betreffend Lieferanten jeweils an die E-Mail-Empfänger aus den 

Vorjahren orientiert, was aus Sicht der geprüften Stelle eine Lieferantenliste darstellt. 

Eine bestimmte Vorgabe, wie eine Lieferantenliste auszusehen hat (zB Excelliste), ergibt sich aus 

dem Beschaffungshandbuch nicht. 

Die [Auftragnehmerin] verfügte zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung am 20.10.2023 über eine 

aufrechte Gewerbeberechtigung für das Gastgewerbe, nicht aber für die Bereitstellung mobiler 

Sanitäranlagen. Diese wurde erst am 9.11.2023 erteilt. Diese genaue Darstellung erscheint der 

geprüften Stelle wichtig, zumal damit nicht der Eindruck erweckt wird, dass die 

[Auftragnehmerin] über gar keine Gewerbeberechtigung verfügt hat. 

Darüber hinaus war die Gewerbeberechtigung mit 15.1.2024 ruhend gestellt (nicht stillgelegt). 

Im GISA sind Ruhendmeldungen allerdings nicht öffentlich sichtbar. 

GISA ist das zu verwendende Informationssystem für Behörden. Es ist ein vom 

Bundesministerium öffentlich-rechtliches, behördlich geführtes Register gemäß GewO und 

damit ist der GISA-Auszug das einzige behördlich verbindliche Register. 
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2025 wurde die Befähigung der [neuen Auftragnehmerin] ebenfalls mittels GISA-Auszug 

nachgewiesen. 

Die diesbezügliche Kritik des SRH an der Vorgehensweise der geprüften Stelle erscheint daher 

nicht nachvollziehbar. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die Einwendung der geprüften Stelle ging am Inhalt der Feststellung vorbei. Nach dem 

Beschaffungshandbuch sollte die Lieferantenmarktanalyse durch die Sammlung und Auflistung 

bestehender Lieferanten sowie die Ermittlung potenzieller neuer Anbieter in eine Lieferantenliste für 

die weiteren Prozessschritte münden. 

Aus den Empfängern vorangegangener E-Mail-Anfragen allein war nicht nachvollziehbar, welche 

Lieferanten in die Marktanalyse einbezogen, welche Anbieter neu ermittelt und nach welchen 

Grundlagen diese ausgewählt worden waren. Auch die behauptete telefonische und über Google 

durchgeführte Recherche war aus den vorgelegten Unterlagen nicht nachvollziehbar dokumentiert. 

Das Vorliegen der versandten E-Mails ersetzte daher nicht die im Beschaffungshandbuch vorgesehene 

Lieferantenliste. 

Der Stadtrechnungshof hielt an seiner Feststellung fest. 

Die geprüfte Stelle bestätigte des Weiteren in ihrer Stellungnahme, dass die Auftragnehmerin zum 

Zeitpunkt der Zuschlagserteilung am 20. Oktober 2023 nicht über die für die Bereitstellung mobiler 

Sanitäranlagen erforderliche Gewerbeberechtigung verfügte. Genau dies wurde im Bericht festgestellt. 

Dass eine Gewerbeberechtigung für das Gastgewerbe bestand, änderte daran nichts. Aus dem Bericht 

ging auch nicht hervor, dass überhaupt keine Gewerbeberechtigung vorgelegen habe. 

Begrifflich war klarzustellen, dass die Gewerbeausübung mit 15. Jänner 2024 „ruhend gemeldet“ und 

nicht „stillgelegt“ worden war. Der Stadtrechnungshof passte diese Bezeichnung im Bericht an. 

Der Hinweis der geprüften Stelle, dass Ruhendmeldungen im öffentlich einsehbaren GISA nicht 

ersichtlich seien, änderte nichts an der neuerlichen Beauftragung und Leistungserbringung im Jahr 

2024. 

Die weitere Ausführung der geprüften Stelle, wonach die Befähigung der neuen Auftragnehmerin im 

Jahr 2025 mittels GISA-Auszug nachgewiesen worden sei, betraf einen eigenständigen 

Beschaffungsvorgang. Der angeführte GISA-Auszug befand sich allerdings nicht in den dem 
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Stadtrechnungshof im Zuge der Prüfung zur Verfügung gestellten Unterlagen. Daher war auch für 

diesen Beschaffungsvorgang nicht nachvollziehbar, in welcher Weise die Eignung der Auftragnehmerin 

geprüft worden war. 

Der Stadtrechnungshof hielt somit an seiner Feststellung fest. 

 Zu den Ausführungen in Punkt 5.6 Abs 2 – „Für das Jahr 2024 stellte der Stadtrechnungshof fest, 

dass die Angebotseinholungen einen gegenüber dem Vorjahr nochmals geringeren 

Konkretisierungsgrad aufwiesen. Dies wurde dadurch bestätigt, dass ein angefragtes Unternehmen 

ergänzende Informationen zur Angebotserstellung einforderte und dieses Ersuchen rund drei 

Wochen später mit dem Hinweis, andernfalls kein seriöses Angebot legen zu können, 

wiederholte.“ – gab die geprüfte Stelle folgende Stellungnahme ab: 

Die Feststellung des SRH, wonach die Angebotseinholungen 2024 gegenüber dem Jahr 2023 

einen geringeren Konkretisierungsgrad aufweist, kann seitens der geprüften Stelle nicht 

nachvollzogen werden, zumal die Angebotseinholungen 2023 und 2024 nahezu ident waren. 

Erst 2025 wurde die Angebotsanfrage präzisiert, was der SRH aber gar nicht erwähnte. 

Um ein vollständiges Bild zu erhalten, sollten alle während des Prüfungszeitraums 2022 - 2025 

aufliegenden Angebotsanfragen miteinander verglichen werden. 

Beigelegt werden die Angebotsanfragen von 2023, 2024 und 2025 als Beilage Nummer 3. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die Auffassung der geprüften Stelle, die Angebotseinholungen der Jahre 2023 und 2024 seien nahezu 

ident gewesen, entsprach nicht deren tatsächlichem Inhalt. Im Jahr 2023 waren die Anzahl der 

Sanitärcontainer, deren An- und Ablieferung sowie eine dauerhafte Reinigung durch die tägliche 

Anwesenheit einer Reinigungskraft vorgegeben. Die Angebotseinholung 2024 enthielt demgegenüber 

lediglich die Bereitstellung eines oder mehrerer Sanitärcontainer, Reinigungspersonal und das 

notwendige Verbrauchsmaterial, ohne insbesondere die Anzahl der Container sowie Umfang und 

zeitlichen Einsatz des Reinigungspersonals näher festzulegen. Der geringere Konkretisierungsgrad 

wurde zusätzlich dadurch bestätigt, dass ein angefragtes Unternehmen wiederholt ergänzende 

Informationen einforderte und darauf hinwies, andernfalls kein seriöses Angebot legen zu können. 
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Auch die präzisere Angebotseinholung des Jahres 2025 blieb im Bericht nicht unerwähnt. Deren Inhalt 

wurde ausführlich unter Punkt 4.3.3 dargestellt. Daraus waren unter anderem die konkrete Anzahl der 

Sanitärcontainer einschließlich Auf- und Abbau, die täglichen Reinigungs- und Inkassozeiten, die 

Preisgrundlage, die einzubeziehenden Materialien sowie die Behandlung der Benützungsentgelte 

ersichtlich. 

Die Verbesserung im Jahr 2025 änderte jedoch nichts am festgestellten geringeren 

Konkretisierungsgrad der Angebotseinholung 2024. 

Der Stadtrechnungshof hielt daher an seiner Feststellung fest. 

 Zu den Ausführungen in Punkt 5.7 Abs 4 – „Für den Stadtrechnungshof erschienen die 

Ausführungen der geprüften Stelle insofern widersprüchlich, als sie einerseits eine wirtschaftliche 

Abwägung zwischen zwei Varianten argumentierte, andererseits jedoch ausführte, dass die hierfür 

maßgeblichen Einflussgrößen – die Höhe der Verbrauchskosten und der Benützungsentgelte – nicht 

abschätzbar bzw. nicht bekannt gewesen seien.“ – gab die geprüfte Stelle folgende Stellungnahme 

ab: 

Die Ausführungen der geprüften Stelle sind keinesfalls widersprüchlich: im Jahr 2024 hat die 

geprüfte Stelle jene zwei Angebote miteinander verglichen, die vom Pauschalbetrag her einen 

geringen Abstand aufwiesen. 

In den Pauschalbeträgen gab es einen Unterschied hinsichtlich „inklusive Verbrauchsmaterial“ 

und „exklusive Verbrauchsmaterial“. 

Das bedeutet: 

Bei Angebot 1 (inkl. Verbrauchsmaterial) blieb die Frage offen: „Wieviel kann bei den WC-

Besuchen eingenommen werden?“ 

Bei Angebot 2, welches bereits rund 5.500 € brutto teurer war, blieben 2 Fragen offen: „Wie 

hoch ist die Abschlussrechnung für das Verbrauchsmaterial?“ und „Wie hoch sind die Einnahmen 

durch die WC Besuche?“ 

Da auch noch andere Fragen unbeantwortet blieben, zB Wie soll der WC-Besuch dokumentiert 

und kontrolliert werden, ohne Zusatzkosten zu verursachen? Wie kann eine lückenlose Kontrolle 
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des Materialverbrauchs erfolgen? hat sich die geprüfte Stelle für das billigere und wirtschaftlich 

plausibelste Angebot entschieden. 

Im Übrigen wurde bei Angebot 2 der Anbieter kontaktiert um eine ungefähre Angabe zum 

Verbrauch des Materials einzuholen, auch dieser konnte und wollte, trotz mehrjähriger 

Erfahrung keine konkreten Angaben machen, da er dies als unseriös empfand. 

Die daran geübte Kritik ist für die geprüfte Stelle nicht nachvollziehbar. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die Stellungnahme räumte den aufgezeigten Widerspruch nicht aus. Die in den Ausführungen der 

geprüften Stelle angeführten offenen Fragen bestätigten, dass wesentliche Grundlagen für einen 

nachvollziehbaren Angebotsvergleich nicht geklärt und dokumentiert waren. 

Der Stadtrechnungshof hielt daher an seiner Ausführung fest. Siehe hierzu auch die abschließende 

Würdigung des Stadtrechnungshofes zur Stellungnahme zu Punkt 5.7 Abs 9. 

 Zu den Ausführungen in Punkt 5.7 Abs 6 – „Eine vom Stadtrechnungshof auf Grundlage dieser 

Verbrauchsdaten, der angebotenen Stückpreise sowie unter Berücksichtigung des Betriebes von 

zwei Sanitärcontainern und einer durchgehenden Anwesenheit einer Reinigungskraft 

vorgenommene Überschlagsrechnung ergab Verbrauchskosten in einer Größenordnung von rund 

EUR 3.000,00. […]“ – gab die geprüfte Stelle folgende Stellungnahme ab: 

Die geprüfte Stelle hält fest, dass der SRH in seinem Rohbericht nicht ausführt, ob es sich bei 

dem vom SRH genannten 3.000 € Betrag um einen Brutto- oder Betrag [sic!] handelt und diese 

fehlende Angabe eine nicht unbedeutende Lücke in der Darstellung des Rohberichts darstellt. 

Für eine nachvollziehbare Plausibilisierung wäre diese Information jedenfalls wesentlich. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Bei den vom Stadtrechnungshof überschlagsmäßig ermittelten Verbrauchskosten von rund 

EUR 3.000,00 handelte es sich um einen Bruttobetrag. Der Stadtrechnungshof ergänzte diese Angabe 

im Bericht. 

Eine wesentliche Lücke in der Darstellung lag dadurch nicht vor. Zweck der Berechnung war 

ausdrücklich nicht die Ermittlung der tatsächlich angefallenen Kosten, sondern ausschließlich die 
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Plausibilisierung ihrer Größenordnung. Die Berechnungsgrundlagen und der überschlägige Charakter 

der Berechnung waren im Bericht dargestellt. 

 Zu den Ausführungen in Punkt 5.7 Abs 7 – „[…] Dass den Benützungsentgelten ein nicht 

unerhebliches wirtschaftliches Gewicht zukommt, zeigte sich daran, dass das im Jahr 2025 

beauftragte Unternehmen Benützungsentgelte in Höhe von rund EUR 15.000,00 an die 

Landeshauptstadt abführte.“ – gab die geprüfte Stelle folgende Stellungnahme ab: 

Die geprüfte Stelle hält fest, dass auch hier die Angabe, ob es sich bei dem vom SRH genannten 

15.000 € Betrag um einen Brutto- oder Nettobetrag handelt, fehlt und der Bericht demzufolge 

lückenhaft ist. Für eine nachvollziehbare Plausibilisierung sollte diese Information ausgewiesen 

sein. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Der Einwand der geprüften Stelle ging am Zweck der Ausführung des Stadtrechnungshofes vorbei. Bei 

den rund EUR 15.000,00 handelte es sich um die tatsächlich vereinnahmten Benützungsentgelte, die 

vom Bruttorechnungsbetrag in Abzug gebracht wurden. 

Der Betrag diente ausschließlich dazu, das nicht unerhebliche wirtschaftliche Gewicht der 

Benützungsentgelte zu veranschaulichen. Eine Unterscheidung zwischen Brutto- und Nettobetrag war 

für diese Aussage nicht erforderlich. Die behauptete Lücke in der Darstellung lag daher nicht vor. 

 Zu den Ausführungen in Punkt 5.7 Abs 9 – „Nach Ansicht des Stadtrechnungshofes hätten die seit 

2022 verfügbaren Besucher- und Bewegungsstromdaten eine belastbare Schätzung der 

Größenordnung des zu erwartenden Nutzungsaufkommens der Sanitäranlagen ermöglicht.“ – gab 

die geprüfte Stelle folgende Stellungnahme ab: 

Die geprüfte Stelle hält fest, dass eine bloße „Ansicht“ des Stadtrechnungshofs keine belastbare 

Grundlage für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit des Handelns darstellt. Sollte der SRH die 

Ansicht vertreten, dass eine Berechnung anhand der Besucherzahlen möglich gewesen wäre, so 

hat er diese Ansicht nachvollziehbar und vollständig aufzuzeigen – andernfalls bleibt es bei einer 

Behauptung des SRH. 
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Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die Stellungnahme der geprüften Stelle verkürzte die Ausführung des Stadtrechnungshofes auf die 

Worte „nach Ansicht“ und ließ die im Bericht dargestellten Tatsachengrundlagen außer Betracht. Die 

in der Landeshauptstadt seit 2022 verfügbaren Besucher- und Bewegungsstromdaten sowie die 

ausgewiesenen Aufenthaltsdauern bildeten eine objektive Ausgangsbasis für eine Schätzung des 

Nutzungsaufkommens. 

Bereits eine einfache Schwellenwertrechnung verdeutlichte deren Entscheidungsrelevanz: Das zweite 

Angebot lag im Jahr 2024 um brutto EUR 5.400,00 höher. Unter Annahme von geschätzten 

Verbrauchskosten von rund brutto EUR 3.000,00 hätte sich eine Mehrbelastung von insgesamt rund 

brutto EUR 8.400,00 ergeben, wobei die Benützungsentgelte von EUR 1,00 je Nutzung der 

Landeshauptstadt zugeflossen wären. Bezogen auf rund 100.000 Besucher wäre diese Mehrbelastung 

bereits bei einer Nutzungsquote von 8,4 % ausgeglichen gewesen. 

Die Berechnung zeigte, dass sich das Ergebnis bereits bei einer plausiblen Annahme ändern hätte 

können. Unter den genannten Annahmen wäre das zweite Angebot bei einer Nutzungsquote von 10 % 

rechnerisch um rund brutto EUR 1.600,00 und bei einer Quote von 15 % um rund brutto EUR 6.600,00 

günstiger gewesen. Die im Jahr 2025 erzielten Benützungsentgelte von rund EUR 15.000,00 bestätigten 

nachträglich, dass diese Größenordnung keineswegs unrealistisch war. 

Selbst unter Annahme von geschätzten Verbrauchskosten von rund brutto EUR 6.000,00 wäre die 

Mehrbelastung beim zweiten Angebot bei rund brutto EUR 11.400,00 gelegen. Bezogen auf rund 

100.000 Besucher wäre diese Mehrbelastung bei einer Nutzungsquote von 11,4 % ausgeglichen 

gewesen. Bei einer Nutzungsquote von 15% wäre das zweite Angebot um rund brutto EUR 3.600,00 

günstiger gewesen. 

Die Ausführung stellte daher keine unbelegte Behauptung dar und hielt der Stadtrechnungshof daran 

fest. 

 Zu den Ausführungen in Punkt 5.7 Abs 11 – „Mangels dokumentierter Angebotsbewertungen und 

Verhandlungen war für den Stadtrechnungshof nicht nachvollziehbar, ob und in welchem Ausmaß 

die genannten wirtschaftlichen Faktoren in die Vergabeentscheidung eingeflossen sind.“ – gab die 

geprüfte Stelle folgende Stellungnahme ab: 
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Die geprüfte Stelle kann nicht verstehen, warum der SRH trotz Einsicht in alle Angebote, Preise, 

E-Mails und Erläuterungen nicht nachvollziehen konnte, ob und in welchem Ausmaß die 

wirtschaftlichen Faktoren in die Vergabeentscheidung eingeflossen sind. Sämtliche Unterlagen 

lagen vollständig vor und ermöglichten eine klare wirtschaftliche Nachvollziehbarkeit. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die Stellungnahme der geprüften Stelle unterschied nicht zwischen dem Vorliegen einzelner 

Unterlagen und einer nachvollziehbar dokumentierten Entscheidungsfindung. Angebote, Preise und  

E-Mails ließen zwar die jeweiligen Angebotsinhalte erkennen, zeigten jedoch nicht, wie die 

unterschiedlichen wirtschaftlichen Faktoren bewertet und gegeneinander abgewogen wurden. 

Bei keinem der geprüften Beschaffungsvorgänge lag die im Beschaffungshandbuch vorgesehene 

dokumentierte Angebotsbewertung vor. Insbesondere war nicht dokumentiert, mit welchen Beträgen 

die Benützungsentgelte und Verbrauchskosten angesetzt und in den Angebotsvergleich einbezogen 

wurden. Wie die oben dargestellte Schwellenwertrechnung zeigte, konnte sich das Ergebnis des 

Vergleiches bereits bei einer plausiblen Änderung des angenommenen Nutzungsaufkommens 

umkehren. 

Die im Zuge der Prüfung abgegebenen Erläuterungen der geprüften Stelle konnten eine zum Zeitpunkt 

der Vergabe nachvollziehbar dokumentierte Bewertung nicht ersetzen. 

Der Stadtrechnungshof hielt daher an seiner Ausführung fest. 

 Zu den Ausführungen in Punkt 5.7 Abs 14 – „Diese Verdoppelung war für den Stadtrechnungshof 

nicht nachvollziehbar.“ – gab die geprüfte Stelle folgende Stellungnahme ab: 

Die Preisentwicklung wurde von der geprüften Stelle dargelegt: 2023 legte der Bestbieter ein 

deutlich billigeres Angebot als die Mitbieter vor. Das war sohin ein finanzieller Vorteil für die 

Landeshauptstadt in der Höhe von 22.560 € brutto, […]. 2024 wurde […] ein marktkonformes 

Angebot abgegeben – der Anbieter blieb nach wie vor Bestbieter. 

Die Feststellung des SRH, dass „diese Verdoppelung“ nicht nachvollziehbar sei, kann ihrerseits 

von der geprüften Stelle nicht nachvollzogen werden, da dem SRH ebenso wie dem Stadtsenat 

und der internen Revision die Gründe mündlich und schriftlich mitgeteilt wurden und das Fehlen 

dieser Gründe im Rohbericht ein unvollständiges Bild abgeben. 
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Beigelegt wird die Stellungnahme der Marktverwaltung Beilage Nummer 4.7 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die erstmals mit der Stellungnahme zum Rohbericht übermittelte Beilage der geprüften Stelle enthielt 

zusätzliche Angaben zur Begründung der Preissteigerung. Diese lagen dem Stadtrechnungshof bis zum 

Prüfungsabschluss nicht vor, belegten aber auch nachträglich keine vor der Vergabe vorgenommene 

und dokumentierte Prüfung der Preisangemessenheit durch die geprüfte Stelle. 

Maßgeblich war nicht, ob sich die Preissteigerung nachträglich grundsätzlich erklären ließ, sondern ob 

ihre Angemessenheit vor der Vergabe anhand konkreter Grundlagen geprüft und dokumentiert 

worden war. Eine solche Dokumentation lag nicht vor. Insbesondere fehlten eine nachvollziehbare 

Quantifizierung der angeführten Preis- und Kostensteigerungen sowie eine Bewertung der dem 

Auftragnehmer weiterhin überlassenen Benützungsentgelte. Nachträgliche Erläuterungen konnten 

diese Dokumentation nicht ersetzen. 

Der Stadtrechnungshof hielt daher an seiner Ausführung fest. 

 Zu den Ausführungen in Punkt 5.7 Abs 18 – „Der Stadtrechnungshof empfiehlt, bei 

Beschaffungsvorgängen mit wesentlichen Preisänderungen gegenüber Vorperioden die 

maßgeblichen preisbildenden Faktoren sowie die Angemessenheit der Preisentwicklung 

nachvollziehbar zu dokumentieren. […]“ – gab die geprüfte folgende Stellungnahme ab: 

Bereits die für den Stadtsenat erstellte Stellungnahme bildet eine verbindliche, nachvollziehbare 

ausreichende Dokumentation der Entscheidungsgründe. 

Beigelegt wird die Stellungnahme der Marktverwaltung Beilage Nummer 4. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die Auffassung der geprüften Stelle verkennt den Zweck einer nachvollziehbaren 

Vergabedokumentation. Das betreffende Angebot stammte vom 11. September 2024, die angeführte 

Stellungnahme an die Mitglieder des Stadtsenates hingegen erst vom 9. Oktober 2025. Ein mehr als 

ein Jahr später erstelltes Schreiben konnte schon in zeitlicher Hinsicht nicht dokumentieren, welche 

 
7 Anmerkung des Stadtrechnungshofes: Hierbei handelte es sich um die Stellungnahme der Marktverwaltung an die 
Mitglieder des Stadtsenates vom 9. Oktober 2025. 
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Prüfung vor der Vergabe tatsächlich vorgenommen wurde und welche Gründe für die damalige 

Entscheidung maßgeblich waren. Es stellte allenfalls eine nachträgliche Begründung dar. 

Eine Dokumentation dient nicht dazu, eine Entscheidung erst im Nachhinein zu rechtfertigen. Sie soll 

vielmehr zeitnah und nachvollziehbar festhalten, welche Prüfung vor der Vergabe durchgeführt wurde 

und welche Gründe für die Entscheidung maßgeblich waren. Eine mehr als ein Jahr später erstellte 

Begründung kann diese Dokumentation daher nicht ersetzen. 

Die Tatsache, dass das Schreiben dem Stadtrechnungshof erst als Beilage zur Stellungnahme zum 

Rohbericht übermittelt wurde, unterstrich den festgestellten Dokumentationsmangel zusätzlich. 

Der Stadtrechnungshof hielt daher an seiner Empfehlung fest. 

 Zu den Ausführungen in Punkt 5.8 Abs 8 – „Nach Ansicht des Stadtrechnungshofes übernahm die 

Landeshauptstadt in den Jahren 2023 und 2024 durch die vollständige Ausbezahlung der 

vereinbarten Entgelte vor Ende des jeweiligen Leistungszeitraumes ein erhebliches Vorleistungs- 

und Ausfallsrisiko, ohne dass zu diesem Zeitpunkt feststand, ob die vertraglich vereinbarten 

Leistungen bis zum Ende des Leistungszeitraumes vollständig und ordnungsgemäß erbracht 

werden würden.“ – gab die geprüfte Stelle folgende Stellungnahme ab: 

Die Feststellung des SRH eines „erheblichen Vorleistung- und Ausfallrisikos“ ist für die geprüfte 

Stelle aus nachstehenden Gründen nicht nachvollziehbar: 

Beim vorliegenden Vertrag handelt es sich um einen Dienstleistungsvertrag (Bereitstellung und 

Betreuung von WC-Container) über 6 Wochen. Die Rechnung wurde vor Ablauf der 6 Wochen 

gelegt und die Zahlung erfolgte ebenfalls vor Ende der Leistungszeit. 

Die Zahlung erfolgte (formal) vorzeitig, da die Leistungen fortlaufend erbracht wurden und zum 

Zeitpunkt der Zahlung bereits (teilweise) erbracht waren. Die geprüfte Stelle hätte zwar nicht 

zahlen müssen, sie durfte aber zahlen, da keine Anhaltspunkte vorlagen, dass beauftragte Firma 

die Leistung nicht vereinbarungsgemäß weiter ausführt. Und wie sich zeigte, wurde die Leistung 

vereinbarungsgemäß bis zum Ende der Leistungszeit erbracht. 

Damit in Zukunft keine (formal) vorzeitige Zahlung erfolgt, prüft der Sachbearbeitende neben 

der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit zukünftig auch den Leistungszeitraum und die 

Fälligkeit und vermerkt beides auf jeder Rechnung, sodass der Anweisende neben der 

Kostenhöhe auch prüfen kann, ob die Leistung bereits vollständig erbracht und damit fällig ist. 
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Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die Stellungnahme bestätigte den maßgeblichen Sachverhalt. In den Jahren 2023 und 2024 wurden die 

vereinbarten Entgelte vollständig ausbezahlt, obwohl die Leistungserbringung erst 27 bzw. 35 Tage 

später endete. Dass zu diesem Zeitpunkt bereits Teilleistungen erbracht waren, rechtfertigte nicht die 

vollständige Bezahlung der noch ausstehenden Leistungen. Die bloße Erwartung, das Unternehmen 

werde diese ordnungsgemäß erbringen, stellte keine Absicherung dar. 

Das vom Stadtrechnungshof aufgezeigte Risiko war zum Zeitpunkt der Zahlung zu beurteilen. Dass die 

Leistungen später tatsächlich vollständig erbracht wurden, beseitigte das zuvor eingegangene 

Vorleistungs- und Ausfallsrisiko nachträglich nicht. 

Die von der geprüften Stelle angekündigte künftige Prüfung des Leistungszeitraumes und der Fälligkeit 

bestätigte den festgestellten Handlungsbedarf. 

Der Stadtrechnungshof hielt daher an seiner Ausführung fest. 

 Zu den Ausführungen in Punkt 5.9 Abs 2 – „Für den Stadtrechnungshof war nicht nachvollziehbar, 

auf welchem Weg das Unternehmen Kenntnis von den wesentlichen Leistungsparametern der 

beabsichtigten Beschaffung erlangt hatte. […]“ – gab die geprüfte Stelle folgende Stellungnahme 

ab: 

Vielleicht lag keine Angebotsanfrage im klassischen Sinne vor, aber im Oktober 2023 fand eine 

Sitzung mit rund 15 Fieranten sowie Mitarbeiter*innen des Magistrats und des Stadtmarketings 

statt, in der die vorliegenden Angebote besprochen und als zu teuer beurteilt wurden. Dabei 

wurde ausdrücklich vereinbart, zusätzliche Angebote einzuholen; dies wurde auch durch [den 

ehemaligen Leiter der Marktverwaltung] beim BAK so protokolliert. Die Sitzung diente genau 

dazu, weitere Angebote zu ermöglichen und den Prozess transparent abzustimmen. Auch wenn 

diese Vorgangsweise nicht den Kriterien des Beschaffungshandbuches entsprochen hat, so 

entsprach sie faktisch jedenfalls einer Angebotsanfrage. 

Beigelegt wird die Anwesenheitsliste der Arbeitssitzung vom Oktober 2023 als Beilage 

Nummer 1. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Der Stadtrechnungshof hält dazu fest, dass aus den mit der Stellungnahme zum Rohbericht erstmals 

vorgelegten Unterlagen hervorging, dass die spätere Auftragnehmerin nach der Sitzung kontaktiert 
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worden war. Aufgrund dieses neuen Informationsstandes wurden die ursprünglichen Ausführungen im 

Bericht angepasst. 

Hinsichtlich der Sitzung, der nachfolgenden Kontaktaufnahme und den damit verbundenen Fragen 

wird auf die abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes zur Stellungnahme zu Punkt 4.3.1 

Abs 5 (siehe Bericht Punkt 4.4) verwiesen. 
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6 Zusammenfassende Empfehlungen 

Die ausgesprochenen Empfehlungen dienen der Verbesserung der Transparenz und nachträglichen 

Überprüfbarkeit von Vergabeentscheidungen sowie der nachhaltigen Stärkung von Wirtschaftlichkeit, 

Rechtssicherheit und Revisionssicherheit des Verwaltungshandelns. 

Gerade weil Direktvergaben gesetzlich bewusst mit einem geringen Formalisierungsgrad ausgestaltet 

sind, kam einer lückenlosen Dokumentation der Entscheidungsgrundlagen und Verfahrensabläufe 

unter Beachtung der Vorgaben des internen Beschaffungshandbuches besondere Relevanz zu. 

Ausgehend von den Ausführungen und den getroffenen Feststellungen empfiehlt der 

Stadtrechnungshof, 

 den verpflichtenden „Vorher zur Einsicht“ - Vermerk der Gruppe Einkauf künftig ausnahmslos 

einzuholen, um die nach dem Beschaffungshandbuch vorgesehene fachliche Einsicht in die 

Entscheidungsgrundlagen vor der Beschlussfassung des Stadtsenates sicherzustellen; 

 die im Intranet zur Verfügung gestellte chronologische Auflistung der erlassenen 

Dienstanweisungen auf ihre Vollständigkeit zu überprüfen und fehlende Dienstanweisungen 

entsprechend zu ergänzen; 

 den Beschluss zur Etablierung des Marktmanagements in der Abteilung Präsidium ehestmöglich 

zu realisieren. Es wird in diesem Zusammenhang auf die gesetzliche Verpflichtung gemäß 

§ 70 K-KStR verwiesen, wonach der Bürgermeister für die unverzügliche Durchführung der 

Beschlüsse des Stadtsenates zu sorgen hat; 

 eine zeitnahe Ausrollung der notwendigen Systeme zur Implementierung des 

Auftragsworkflows im gesamten Magistrat vorzunehmen; 

 durch geeignete organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, dass sämtliche 

beschaffungsrelevanten Unterlagen, Entscheidungen und Verfahrensschritte für Dritte 

nachvollziehbar dokumentiert werden. Dabei sollte insbesondere gewährleistet sein, dass 

Dokumentationspflichten auch bei fehlender Verfügbarkeit eines elektronischen Workflows 

erfüllt werden und beschaffungsrelevante Unterlagen jederzeit vollständig verfügbar bleiben; 

 die Ermittlung des Auftragswertes zukünftig nachvollziehbar und vollständig zu dokumentieren. 

Dies gilt auch dann, wenn der Auftragswert auf Grundlage von Vergleichswerten, Altangeboten 
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oder Erfahrungswerten aus vorangegangenen Beschaffungsvorgängen geschätzt wird. In diesen 

Fällen sind die herangezogenen Unterlagen sowie deren Berücksichtigung bei der Schätzung 

des Auftragswertes aktenmäßig festzuhalten, um die Nachvollziehbarkeit der gewählten 

Verfahrensart und die Revisionssicherheit des Beschaffungsvorganges sicherzustellen; 

 sicherzustellen, dass Aufträge zukünftig ausschließlich an Unternehmen vergeben werden, 

deren Eignung jedenfalls zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung nachweislich vorliegt. Die 

Durchführung und das Ergebnis der Eignungsprüfung sollten dabei in einer Weise dokumentiert 

werden, die eine nachträgliche Überprüfung durch Dritte ermöglicht; 

 Angebotseinholungen künftig auf Grundlage einer hinreichend konkreten und 

nachvollziehbaren Leistungsbeschreibung durchzuführen und die Angebotslegung zu befristen. 

Die Leistungsanforderungen sollten die wesentlichen Kriterien für die Angebotserstellung und 

Angebotsvergleichbarkeit enthalten und in geeigneter Weise dokumentiert werden, um 

Transparenz, Nachvollziehbarkeit und die Gleichbehandlung der Bieter sicherzustellen; 

 Angebotsbewertungen entsprechend den Vorgaben des Beschaffungshandbuches 

nachvollziehbar zu dokumentieren, um sämtliche für die Vergabeentscheidung maßgeblichen 

Kriterien sowie deren Berücksichtigung in der Entscheidungsfindung ersichtlich zu machen; 

 bei Direktvergaben die vergaberechtlich zulässigen Verhandlungsmöglichkeiten zu nutzen, 

sofern dadurch wesentliche Entscheidungsgrundlagen erhoben, konkretisiert oder 

plausibilisiert werden können; 

 verfügbare Verbrauchs-, Mengen-, Preis- und Erfahrungswerte systematisch für 

Wirtschaftlichkeitsvergleiche heranzuziehen und die Ergebnisse dieser Beurteilungen 

nachvollziehbar zu dokumentieren; 

 bei zukünftigen Beauftragungen von mobilen Sanitäranlagen mit Benützungsentgelt vertraglich 

sicherzustellen, dass die Anzahl der Nutzerinnen und Nutzer sowie die daraus erzielten 

Einnahmen nachvollziehbar erfasst und der Landeshauptstadt offengelegt werden. Dadurch 

kann eine belastbare Datengrundlage für die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit und 

Plausibilisierung von Angebotspreisen geschaffen werden; 

 bei Beschaffungsvorgängen mit wesentlichen Preisänderungen gegenüber Vorperioden die 

maßgeblichen preisbildenden Faktoren sowie die Angemessenheit der Preisentwicklung 
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nachvollziehbar zu dokumentieren. Hierzu sollten insbesondere Änderungen des 

Leistungsumfanges, Markt- und Kostenentwicklungen sowie sonstige wirtschaftlich relevante 

Faktoren, wie etwa dem Auftragnehmer eingeräumte Einnahmemöglichkeiten, in die 

Beurteilung einbezogen werden. Dadurch wird sichergestellt, dass Preisentwicklungen 

nachvollziehbar plausibilisiert werden und die Entscheidungsgrundlagen für die Vergabe auch 

nachträglich transparent und überprüfbar bleiben; 

 die Vorgaben des Beschaffungshandbuches hinsichtlich der Wertgrenzen im Zusammenhang 

mit der Auftragserteilung konsequent einzuhalten; 

 die internen Beschaffungsregelungen im Hinblick auf ihr Verhältnis zu den Formvorschriften des 

§ 72 K-KStR zu überprüfen und erforderlichenfalls zu harmonisieren, um eine eindeutige und 

rechtssichere Abwicklung von Beschaffungsvorgängen sicherzustellen. Dabei sollte 

insbesondere geprüft werden, ob die bestehenden Wertgrenzen den praktischen 

Erfordernissen des Verwaltungsvollzuges weiterhin entsprechen; 

 die Zahlungsmodalitäten bereits im Rahmen der Angebotseinholung, spätestens jedoch bei 

Vertragsgestaltung, so festzulegen, dass Zahlungen grundsätzlich erst nach vollständiger 

Leistungserbringung oder entsprechend dem tatsächlichen Leistungsfortschritt erfolgen. 

Dadurch können finanzielle Risiken für die Landeshauptstadt reduziert und eine angemessene 

Absicherung der vertragsgemäßen Leistungserbringung sichergestellt werden; 

 die Ausarbeitung und Implementierung eines für den gesamten Magistrat geltenden 

Compliance-Regelwerkes. 
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7 Stellungnahme der geprüften Stelle zum Rohbericht 

Der gegenständliche Bericht wurde der geprüften Stelle sowie der Magistratsdirektorin in der 

Rohfassung am 10. August 2026 zur Kenntnis gebracht und gleichzeitig die Möglichkeit zur Abgabe 

einer Stellungnahme eingeräumt. Die Stellungnahme der geprüften Stelle enthielt sowohl allgemeine 

Anmerkungen als auch Ausführungen zu einzelnen Berichtspunkten. Erstere sind nachstehend 

wortgetreu wiedergegeben, während die übrigen Ausführungen den einzelnen Kapiteln zugeordnet 

und in einem eigenen Schlusspunkt jeweils wortgetreu eingefügt wurden. Sämtliche Vorbringen 

wurden vom Stadtrechnungshof abschließend gewürdigt. 

 Stellungnahme: 

Die geprüfte Stelle verweist auf die bereits im Zuge der Prüfung übermittelten umfangreichen 

Unterlagen, den damit verbundenen Schriftverkehr sowie die dazugehörige Kommunikation mit 

dem SRH. 

Einleitend hält die geprüfte Stelle fest, dass die im Rohbericht mehrfach erwähnten 

Dienstanweisungen, welche ihrerseits ausdrücklich auf das Beschaffungshandbuch verweisen, 

weder zum Zeitpunkt der Prüfung noch davor im Intranet veröffentlicht waren. Diese 

Dienstanweisungen sind erst seit August 2026 chronologisch eingeordnet und online gestellt. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die Ausführungen der geprüften Stelle bestätigen die hierzu getroffene Feststellung des 

Stadtrechnungshofes. Mit der im August 2026 erfolgten Aufnahme der Dienstanweisungen in die 

chronologische Auflistung wurde der Empfehlung bereits entsprochen. 

 Stellungnahme: 

Es ist darauf hinzuweisen, dass der SRH im Prüfungszeitraum selbst eine Überarbeitung des für 

den Prüfungszeitraum maßgeblichen Beschaffungshandbuchs (Version April 2023) veranlasst 

hat. In der nunmehr vorliegenden Fassung (Version Juli 2026) wurde ein eigenes Kapitel 

„Dokumentation“ aufgenommen. 

Vor diesem Hintergrund erscheint die im Rohbericht wiederholt geäußerte Kritik an der 

„fehlenden Dokumentation“ nicht nachvollziehbar. Der SRH hat damit selbst einen 

entsprechenden Optimierungsbedarf erkannt und diesen durch die Überarbeitung des 
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Beschaffungshandbuchs aufgegriffen. Es wäre daher aus der Sicht der geprüften Stelle 

sachgerecht, bei der Beurteilung der damaligen Vorgangsweise auch zu berücksichtigen, dass 

die nunmehr konkretisierten bzw. ergänzten Anforderungen an die Dokumentation in dieser 

Form im maßgeblichen Prüfungszeitraum noch nicht bestanden haben. 

Die wiederholte Kritik an der Dokumentation sollte daher vor dem Hintergrund der zum 

jeweiligen Zeitpunkt geltenden Vorgaben und der zwischenzeitlich erfolgten Weiterentwicklung 

des Beschaffungshandbuchs relativiert werden. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die Ausführungen der geprüften Stelle treffen bereits in ihrem Ausgangspunkt nicht zu. Der 

Stadtrechnungshof hat weder im Prüfungszeitraum noch danach eine Überarbeitung des 

Beschaffungshandbuches veranlasst. Ebenso war er zu keinem Zeitpunkt in eine solche eingebunden. 

Worauf die gegenteilige Behauptung der geprüften Stelle beruht, ist für den Stadtrechnungshof nicht 

nachvollziehbar. 

Prüfungsgrundlage war ausschließlich das im Prüfungszeitraum maßgebliche Beschaffungshandbuch in 

der Fassung vom April 2023. Die bereits in dieser Fassung enthaltenen prüfungsrelevanten 

Dokumentationserfordernisse stellte der Stadtrechnungshof im Bericht unter Punkt 3 

(„Verwaltungsinterne Vorgaben“) dar und legte sie der Beurteilung der Handlungen der geprüften 

Stelle zugrunde. Die Feststellungen des Stadtrechnungshofes beruhten somit weder auf erst 

nachträglich eingeführten Anforderungen noch auf einer rückwirkenden Anwendung der Fassung vom 

Juli 2026. 

Eine Konkretisierung oder Ergänzung von Dokumentationsanforderungen in einer späteren Fassung 

des Beschaffungshandbuches in einem eigenen Kapitel lässt nicht den Schluss zu, dass im 

Prüfungszeitraum keine entsprechenden Vorgaben bestanden hätten. 

Vor diesem Hintergrund ist die Argumentation der geprüften Stelle nicht geeignet, die im Bericht hierzu 

getroffenen Feststellungen zu entkräften. 

 Stellungnahme: 

Darüber hinaus enthält der Rohbericht Darstellungen, die aus Sicht der geprüften Stelle sachlich 

unzutreffend bzw. unvollständig sind. Exemplarisch ist die Feststellung anzuführen, wonach [das 

in den Jahren 2023 und 2024 beauftragte Unternehmen] im Jahr 2025 kein Angebot gelegt 
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haben soll. Diese Darstellung entspricht nicht den Tatsachen und wird durch das schriftlich 

vorliegende Angebot eindeutig widerlegt. 

Es wird daher ersucht, diese Feststellung im Rohbericht entsprechend zu berichtigen und die 

nachweislich vorliegende Angebotslegung bei der weiteren Beurteilung zu berücksichtigen. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die Ausführungen der geprüften Stelle beziehen sich auf Punkt 4.3.3 Abs 3 des Berichtes. Der 

Stadtrechnungshof hält ausdrücklich fest, dass das nunmehr in der Stellungnahme angeführte Angebot 

während der Prüfung nicht vorlag, obwohl um Übermittlung sämtlicher Vergabeunterlagen ersucht 

wurde. Die Kritik der geprüften Stelle war daher nicht nachvollziehbar. Der Stadtrechnungshof konnte 

nur jene Unterlagen berücksichtigen, die ihm während der Prüfung vorlagen. 

Da die ursprüngliche Ausführung, wonach kein Angebot abgegeben worden sei, aufgrund des 

nachträglich vorgelegten Dokumentes nicht aufrechterhalten werden konnte, wurden unter Punkt 

4.3.3 die Absätze 3 bis 5 im Bericht entsprechend abgeändert. Eine inhaltliche Prüfung des erst nach 

Prüfungsabschluss vorgelegten Angebots war jedoch nicht mehr möglich. 

 Stellungnahme: 

Ergänzend ist festzuhalten, dass weder die mit derselben Angelegenheit befasste 

Staatsanwaltschaft Klagenfurt, das Bundesamt zur Korruptionsprävention und 

Korruptionsbekämpfung noch das Landesgericht Klagenfurt in den gegenständlichen 

Sachverhalten ein Fehlverhalten festgestellt haben, obgleich der SRH sogar um Amtshilfe 

ersucht wurde. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es nicht sachgerecht, im Rohbericht Feststellungen oder 

Bewertungen zu treffen, die den Eindruck eines Fehlverhaltens vermitteln, ohne die bereits 

erfolgten strafrechtlichen bzw. gerichtlichen Befassungen und deren Ergebnisse entsprechend 

zu berücksichtigen. 

Es wird daher ersucht, die diesbezüglichen Feststellungen im Rohbericht zu berücksichtigen. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die geprüfte Stelle legte in ihrer Stellungnahme nicht konkret dar, auf welche Feststellungen des 

Rohberichtes sich ihre Ausführungen bezogen und welches Fehlverhalten gemeint war. Eine weitere  
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Auseinandersetzung mit dieser Beanstandung war daher nicht möglich. 

Der Stadtrechnungshof hält ausdrücklich fest, dass ihm die Ergebnisse der genannten strafrechtlichen 

bzw. gerichtlichen Befassungen nicht bekannt waren. Soweit die geprüfte Stelle ersuchte, diese 

Ergebnisse zu berücksichtigen, war dies schon mangels deren Kenntnis nicht möglich. Unabhängig 

davon ist eine strafrechtliche oder gerichtliche Beurteilung von der prüfungsmäßigen Beurteilung des 

Vergabevorganges nach den Prüfungsmaßstäben des Klagenfurter Stadtrechtes durch den 

Stadtrechnungshof zu unterscheiden. 

 Stellungnahme: 

Die geprüfte Stelle hält ausdrücklich fest, dass sämtliche im Prüfungszeitraum erfolgten 

Vergaben unter Beachtung der jeweils maßgeblichen rechtlichen Grundlagen sowie unter 

Berücksichtigung der Grundsätze einer sparsamen, wirtschaftlichen und zweckmäßigen 

Verwaltung erfolgten. 

Die Vergabeentscheidungen wurden auf Grundlage der zum jeweiligen Zeitpunkt geltenden 

Bestimmungen und unter Berücksichtigung der maßgeblichen wirtschaftlichen und sachlichen 

Erwägungen getroffen. 

So erfolgten alle Entscheidungen auf Basis des wirtschaftlich plausibelsten und für die Stadt 

günstigsten Angebots – nachvollziehbar und sachlich begründet. Ein von den rechtlichen 

Vorgaben oder den Grundsätzen einer sparsamen und wirtschaftlichen Verwaltung 

abweichendes Vorgehen hat zu keinem Zeitpunkt stattgefunden. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Zu den Ausführungen der geprüften Stelle, verweist der Stadtrechnungshof auf die im Bericht 

dargestellten Sachverhalte und getroffenen Feststellungen. 

 Stellungnahme: 

Bevor die geprüfte Stelle im Detail zu den einzelnen Punkten Stellung nimmt, hält sie fest, dass 

sämtliche für die gegenständlichen Vergaben relevanten Dokumente, E-Mails, Schriftstücke und 

Besprechungsprotokolle dem SRH im Zuge der Prüfung zur Verfügung gestellt wurden. Die 

entsprechenden Vorgänge sind somit durch die vorliegenden Unterlagen und die dokumentierte 

Kommunikation nachvollziehbar und belegt. 
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Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Die Aussage der geprüften Stelle steht im Widerspruch zu ihrem eigenen Vorgehen. Gemeinsam mit 

ihrer Stellungnahme übermittelte sie dem Stadtrechnungshof erstmals weitere Unterlagen, die für die 

Beurteilung der gegenständlichen Vergaben relevant gewesen wären. Somit waren dem 

Stadtrechnungshof entgegen den Ausführungen der geprüften Stelle während der Prüfung nicht 

sämtliche relevanten Unterlagen zur Verfügung gestellt worden. 

Darüber hinaus bedeutet auch die Vorlage aller vorhandenen Unterlagen nicht automatisch, dass die 

Vergabevorgänge vollständig dokumentiert und nachvollziehbar waren. Der Stadtrechnungshof traf 

seine Feststellungen auf Grundlage der ihm während der Prüfung vorgelegten Unterlagen. 

 Stellungnahme: 

Der SRH hält in seiner Einleitung zum vorliegenden Rohbericht fest, dass „die Feststellungen und 

Empfehlungen des Stadtrechnungshofes positiv zur kontinuierlichen Weiterentwicklung der 

Organisation, insbesondere nach den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit, 

Zweckmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit beitragen“. 

Die geprüfte Stelle nimmt die im Rohbericht enthaltenen Empfehlungen zur Kenntnis. Für die 

diesbezüglichen Hinweise und Anregungen wird gedankt. Sie werden auch zum Anlass 

genommen, die bestehenden Abläufe und Dokumentationsprozesse laufend weiterzuentwickeln 

und – soweit zweckmäßig – weiter zu optimieren. 

Abschließende Würdigung des Stadtrechnungshofes: 

Der Stadtrechnungshof begrüßt die Ausführungen der geprüften Stelle, bestehende Abläufe und 

Dokumentationsprozesse laufend weiterzuentwickeln und weiter zu optimieren. 

 

        Der Direktor des Stadtrechnungshofes 

 
 
 


